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Sie lesen in dieser Ausgabe

Neben den guten Wün-
schen für ihre Leserinnen
und Leser zum Wahlsonn-
tag befasst sich die Vorzim-
merperle des Bürgermei-
sters mit den Errungen-
schaften der IT-Technolo-
gie - ganz passend zum ak-
tuellen Fachthema in der
Bayerischen Gemeindezei-
tung, die es natürlich auch
gedruckt und virtuell gibt.
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Traumzahlen

Bayern steht als Tempomacher mit
gut drei Prozent Wachstum an der

Spitze des Aufschwungs, teilte
Wirtschaftsministerin Emilia Müller

bei der Wirtschafts-Jahrespresse-
konferenz in München mit. S. 2

Traumschlösser

„Die bayerischen Schlösser
sind im Aufwind“, stellte Finanz-
minister Erwin Huber bei der
Bilanzpressekonferenz der
Bayerischen Schlösserverwal-
tung im Jahr 2007 fest. S. 3

Traumziele

Für „ökologisch verträgliches
Wachstum“ setzt sich der Frei-
staat nach den Worten von

Umweltminister Otmar Bern-
hard ein. Er stellte seinen
Umweltbericht vor. S. 6

ISSN 0005-7045 || www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 28. Februar 2008 || 59. Jahrgang || Nummer 4

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat, braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker

Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt - B 1578
Verlag Bayer. Kommunalpresse GmbH,
Postfach 825, 82533 Geretsried

Regierungserklärung zur Kommunalwahl:

Staat und Kommunen
auf gutem Weg

Beckstein betont die Partnerschaft und nennt Stärkung
des ländlichen Raumes als zentrales Problem

Den Freistaat als starken und verlässlichen Partner
der Kommunen hat Ministerpräsident Dr. Günther
Beckstein in einer Regierungserklärung zur Kommu-
nalwahl am 2.März nochmals dargestellt. An Hand
der Zahlen im Finanzausgleich und anderer Leistun-
gen des Staates für Städte, Gemeinden und Landkrei-
se zog er das Fazit, „wir sind auf einem guten Weg
und wollen ihn weiter gemeinsam beschreiten.“ Die
Qpposition sprach von „viel Weihrauch und wenig
Substanz“ und bezog sich in ihrer Kritik auch auf
Äußerungen führender CSU-Kommunalpolitiker.

Die Staatsregierung gehe auf
Augenhöhe und ehrlich mit den
Kommunen um, versicherte der
Ministerpräsident. Sie tue alles,
dass es ihnen auch künftig gut
gehe. Er nannte den Finanzaus-
gleich mit den bundesweit
einmaligen 6,1 Mrd. Euro.
Während der Staatshaus-
halt um 5,7 % steige, er-
höhe sich der FAG um
über 11 %. Nicht zuletzt
wegen der staatlichen Leis-
tungen haben die bayeri-
schen Kommunen einen
Finanzierungsüberschuss
von 1,4 Mrd. Euro, gleich
113 Euro pro Einwohner,
erwirtschaftet. Bei der In-
vestitionsquote liegen sie
laut Beckstein mit 20,4 %
nicht nur weit höher als
das Land mit 13,5 %, son-
dern vor allen westdeut-
schen Flächenländern. Die
Partnerschaft beruhe auch
auf der Konnexität. Aller-
dings sei nicht jede Her-
ausforderung konnexitäts-
relevant.

Hartnäckig gegen EU-Pläne

Der Ministerpräsident versi-
cherte, die Staatsregierung wer-
de sich hartnäckig gegen EU-

Pläne wenden, die die kommu-
nale Selbstverwaltung bedrohen
oder einschränken. Aus den Be-
reichen Wasser- und Energiever-
sorgung dürften die Kommunen
weder durch ordnungspolitische

Schulden abzubauen und Rück-
lagen zu bilden. Als zentrale
Herausforderung der kommen-
den Jahre bezeichnete er die
Stärkung des ländlichen Raumes.
Hier komme es auch auf eine
Symbiose mit den Metropolre-
gionen in Zeiten des Globalisie-
rungsdrucks an. Als Entwick-
lungsschwerpunkte nannte Beck-
stein den nord- und ostbayeri-
schen Raum. Schwerpunkte sind

Ministerpräsident
Dr. Günther Beckstein.

Staatssekretär Markus Sackmann.

Staatsregierung fördert ländlichen Raum:

Breitband
für Bayern

Von Markus Sackmann,
Staatssekretär im Bayerischen Staatsministerium

für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Der Zugang zu schnellen Internetanschlüssen ist ein wichtiger
Wirtschaftsfaktor und Standortvorteil. Als Flächenland hat
Bayern ein besonderes Interesse daran, dass Unternehmen und
Bürgern in allen Landesteilen schnelle Internet-Zugänge zur
Verfügung stehen. Der Freistaat ist dabei auf gutem Weg. Insbe-
sondere im ländlichen Raum gibt es aber derzeit zum Teil noch
un- oder unterversorgte Gebiete. Die Staatsregierung unter-
stützt daher aktiv die rasche Realisierung einer flächendecken-
den Versorgung mit Breitbandanschlüssen. Unser Ziel ist es,
dass bis zum Jahr 2010 in ganz Bayern leistungsfähige Internet-
zugänge zur Verfügung stehen.

Gemeinsam mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden und
dem Bayerischen Industrie- und
Handelskammertag wurde be-
reits Mitte 2006 die „Breitbandi-
nitiative Bayern“ ins Leben ge-
rufen. Im Rahmen der erfolgrei-
chen Breitbandinitiative startete
das Wirtschaftministerium vor
rund einem Jahr das Aktionspro-
gramm „Breitband für Bayern“.

Breitbandpaten
und staatliche Beratung

Ein bundesweit einmaliges
Internetportal (www.breitband.
bayern.de) wurde eingerichtet, in
dem Kommunen mit Hilfe von
„Breitbandpaten“ ihren Breit-
bandbedarf darstellen und mit
Anbietern zielgerichtet Kontakt
aufnehmen können. Inzwischen

haben über 600 Gemeinden ei-
nen Breitbandpaten benannt. Auf
Angebotsseite sind derzeit 30
Unternehmen gelistet, die grund-
sätzliches Ausbauinteresse ha-
ben. Begleitend wurden inzwi-
schen rund 200 Kommunen
durch das kostenlose staatliche
Beratungsprogramm beraten.

Engagement
der Gemeinden

Gerade dort, wo sich die Kom-
munen aktiv in unserem Breit-
bandportal engagieren und sich
offen zeigen für verschiedene
technologische Ansätze, können
mit Unterstützung der Breit-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Großer Bahnhof für Alfred Trageser! Zum Abschied des beliebten AKDB-Geschäftsführers ka-
men zahlreiche Weggefährten. Unser Bild zeigt (v. l.): Alexander Schroth, neuer Geschäfts-
führender Direktor der AKDB, sein Vorgänger Alfred Trageser, Michael Sedlmair, Erster Bür-
germeister von Ismaning und Vorsitzender der Hauptversammlung der AKDB, Ursula Trageser,
Roland Schwing, Landrat von Miltenberg und Vorsitzender des Verwaltungsrats derAKDB sowie
Rudolf Schleyer, Direktor der AKDB (vgl. Bericht auf Seite 7).

Maßnahmen noch durch zu hohe
bürokratische Hemmnisse aus
Brüssel verdrängt werden.

An die Kommunen appellierte
der Ministerpräsident, finanziel-
le Spielräume zu nutzen, um

Straßenbau, Dorferneuerung so-
wie Städtebau und Tourismus. Er
versprach gezielte Hilfe zur
Selbsthilfe auf der Grundlage
von Sanierungsplänen.

Familienfreundlichkeit

Der Ministerpräsident plädier-
te auch für die familienfreundli-
che Kommune, wobei es insbe-
sondere um die Betreuung von
Kindern, den Bau und Unterhalt
von Schulen und das Zusam-
menleben von Jung und Alt ge-
he. Er bekannte sich zum drei-
gliedrigen Schulsystem mit dem
Grundsatz „kein Abschluss ohne
Anschluss“ wie auch zum weit-
möglichsten Erhalt der Schule
im Dorf. Ganztagsschulen wür-
den mit staatlicher Hilfe ausge-
baut, bis 2013 rund 600. Das
Schulmodell von SPD und Grü-
nen mit der Verschmelzung von
Haupt- und Realschule lehnte

(Fortsetzung auf Seite 4)

„Kunsträume Bayern 2008“:

Zeitgenössische Kunst
und öffentlicher Raum
Ein neues Festival des Arbeits-
kreises gemeinsame Kulturar-
beit bayerischer Städte e.V. gilt
der zeitgenössischen Kunst
und dem Öffentlichen Raum.
Vom 1. Juni bis 14. September
2008 werden 50 bayerische
Städte ihre Kunsträume vor-
stellen. Bei „Kunsträume Bay-
ern 2008“ handelt es sich um
das dritte bayernweite Festi-
val, das der Arbeitskreis von
Ingolstadt aus organisiert.

Spezifische Antworten

Kunst braucht Raum, um sich
entfalten zu können. Sie gestaltet
Räume, verleiht ihnen Einzigar-
tigkeit und sie schafft selbst Räu-
me und Räumlichkeit, Bildräu-
me oder Architektur. Was kann
eine bayerische Großstadt mit
reichem kulturellen Leben der
Kunst bieten? Was die bayeri-
sche Kleinstadt und was der
ländliche Raum? Wie wirkt sich
der jeweilige Charakter des
Stadtraums auf die Kunst aus
und wie beeinflusst diese Kunst
wiederum den Charakter der
Stadt und des Raums? Welche
Möglichkeiten bietet der städti-
sche Raum für die Kunst heute
(noch)? Welche sollte er bieten?
Welche Impulse kann die Kunst
setzen, damit städtischer Raum
in einem kulturellen Sinne als
„öffentlicher Raum“ erlebt wird?

Diesen Fragen wird mit

dem bayernweiten Kunstprojekt
nachgegangen. 50 Städte und Re-
gionen in Bayern werden ihre
spezifischen Antworten geben
und ihre Kunsträume vorstellen.
Konzipiert und koordiniert wird
die Reihe vom Arbeitskreis für
gemeinsame Kulturarbeit unter
der Leitung von Christine Fuchs.

(Fortsetzung auf Seite 4)
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am 3.3.

Bürgermeister Karl Baier
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am 24.2.

Bürgermeister Josef Jahner
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am 26.2.

Bürgermeister Matthias Gundler
92723 Tännesberg

am 27.2.

Bürgermeister Ludwig Reger
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Bürgermeisterin
Marlies Häfner
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Konrad Schickaneder
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ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Herbert Bär

91189 Rohr
am 1.3.
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Wirtschafts-Jahrespressekonferenz:

Bayern bleibt auf Wachstumskurs
Ministerin Müller sieht intakten konjunkturellen Aufwärtstrend

Beibehaltung des Reformkurses auf Bundesebene angemahnt
„Die gesamtwirtschaftliche Bilanz 2007 verdient das Prädikat
‚sehr gut’“, teilte Wirtschaftsministerin Emilia Müller bei der
Wirtschafts-Jahrespressekonferenz in München mit. Bayern ha-
be sich als Tempomacher an die Spitze des Aufschwungs in
Deutschland gesetzt. Bereits 2006 hätten 3,3 Prozent Wachstum
zugute geschlagen. 2007 konnte die bayerische Wirtschaft ihre
Wertschöpfung erneut um 2,9 Prozent steigern. Im Zehn-Jah-
res-Vergleich liege der Freistaat beim Wirtschaftswachstum mit
fast 30 % weit vor allen anderen Ländern, betonte Müller. Die
offensive Wirtschaftspolitik zahle sich in einem dauerhaft höhe-
ren Wachstum aus.

Die überdurchschnittliche
Wachstumsdynamik der bayeri-
schen Wirtschaft geht der Minis-
terin zufolge einher mit über-
durchschnittlichen Beschäfti-
gungsgewinnen. Ende 2007 gab
es in Bayern mit über 4,5 Millio-
nen sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten so viele wie nie
zuvor. Die Arbeitslosigkeit ver-
ringerte sich mit Raten zwischen
15 und 32 Prozent.

Arbeitslosigkeit
unter Bundesdurchschnitt

Die Spannweite bei den Ar-
beitslosenquoten reicht vom
Agenturbezirk Freising mit 3,2
Prozent bis zum Agenturbezirk
Hof mit 8,4 Prozent. Aber selbst
die Region Hof liegt noch unter

aufbau wird weitergehen. Bis
zum Herbst können wir die Ar-
beitslosenquote mit etwas Glück
unter 4 Prozent drücken. Im Jah-
resdurchschnitt wird sie aller
Voraussicht nach unter 5 Prozent
sinken. Auch wird sich die Situa-
tion auf dem Lehrstellenmarkt
weiter entspannen.“

Rückendeckung
durch den Bund nötig

Müller machte freilich kein
Hehl daraus, dass für eine wei-
terhin positive wirtschaftliche
Entwicklung auch die Rücken-
deckung durch den Bund be-
nötigt werde: „Ich erwarte, dass
die Bundesregierung 2008 auf
der Linie ‚Investieren, Sanieren,
Reformieren’ weiter Kurs hält“,

bewerbsfähige Energiepreise,
Versorgungssicherheit und Kli-
maschutz in Einklang bringt:
„Wir wollen jede technische In-
novation bei Erneuerbaren Ener-
gien fördern und zugleich alle
Potentiale bei der Energieeffizi-
enz ausschöpfen. Wir setzen auf
einen ausgewogenen und intelli-
genten Energiemix inklusive der
Kernenergie. Auch in Zukunft
brauchen wir längere Laufzeiten
unserer Kernkraftwerke.“

Florierendes
Exportgeschäft

Der Aufschwung wird laut
Müller weiterhin von einem sehr
stark florierenden Exportge-
schäft getragen. An ihm beteilig-
ten sich auch immer mehr Mit-
telständler. „Der Freistaat ist
ganz klar Globalisierungsgewin-
ner“, konstatierte die Ministerin.
Bayerische Produkte im Maschi-
nenbau, bei Kraftfahrzeugen und
in der Elektroindustrie stünden
im Fokus der weltweiten Nach-
frage. Von Januar bis November
2007 stiegen die Ausfuhren um
9,2 Prozent auf knapp 142 Milli-
arden Euro. In der Endabrech-
nung zeichne sich damit ein neu-
er Exportrekord von deutlich
über 150 Milliarden Euro ab.

Starke industrielle Basis

Im Hinblick auf die einzelnen
Absatzregionen verlief die Ent-
wicklung unterschiedlich. Die
Exportquote der Industrie liegt in-
zwischen bereits bei fast 50 Pro-
zent. Weil sich daneben auch die
inländische Investitionstätigkeit
belebt hat, hat die bayerische In-
dustrie 2007 insgesamt mit einem
Plus bei der realen Wertschöp-
fung um 6,8 % einen gewaltigen
Sprung nach vorne gemacht. „Er-
freulicherweise hatte 2007 auch
die Talfahrt bei der Industriebe-
schäftigung ein Ende. Jetzt zahlt
sich aus, dass wir in Bayern im-
mer für den Erhalt einer starken
industriellen Basis gekämpft ha-
ben“, so Müller.

Schwerpunkt
ländlicher Raum

Die Staatsregierung habe in
Bayern den Aufschwung aktiv
unterstützt. Ein Schwerpunkt sei,
den ländlichen Raum durch
mehr Investitionen und mehr Ar-
beitsplätze weiter zu stärken.
Dazu würden die Landesmittel
für die Regionalförderung um 75
Prozent aufgestockt. Laut Müller
stehen heuer 135 Millionen Euro
für die Regionalförderung bereit.
40 Millionen Euro davon wer-
den in Oberfranken eingesetzt,
30 Millionen in der Oberpfalz
und 25 Millionen in Niederbay-
ern. Mit jeweils 10 Millionen
Euro werden gewerbliche Inve-
stitionen in Oberbayern, Mittel-
franken, Unterfranken und
Schwaben gefördert. Zudem
kümmert sich der neue Staats-
sekretärsausschuss ‚Ländli-
cher Raum’ unter Vorsitz von
Wirtschaftsstaatssekretär Mar-
kus Sackmann um die Umset-
zung des ‚Aktionsprogramms
Bayerns ländlicher Raum’.

Forschung ausbauen

In der Technologiepolitik
bleibe es das Ziel, den Anteil
der FuE-Aufwendungen am
Bruttoinlandsprodukt längerfri-
stig auf 3,6 Prozent zu steigern.
Ein erster Schritt in diese Rich-
tung sei das Programm ‚Zu-
kunft Bayern 2020’. „Wir wol-
len die wirtschaftsnahe, außeru-
niversitäre Forschung ausbauen
und fünf neue Fraunhofer-Insti-
tute im Freistaat ansiedeln.
Noch in diesem Quartal wird
die Fraunhofer-Gesellschaft ein
Bayern-Konzept vorlegen“, be-
tonte Müller. Zudem werde eine
aktive Außenwirtschaftspolitik
auch in Zukunft helfen, die
Chancen der globalen Märkte
zu nutzen. „Generell bleibt die
offensive Gestaltung von Wett-
bewerb und Wandel Leitlinie
der bayerischen Wirtschaftspo-
litik“, hob die Ministerin ab-
schließend hervor. DK

dem bundesdeutschen Durch-
schnitt von 9,0 Prozent. Müller:
„Das zeigt, dass Wachstum Ar-
beitsplätze schafft. In kaum ei-
nem anderen Land sind die Ar-
beitsplätze sicherer und die Aus-
sichten auf einen neuen Arbeits-
platz besser als in Bayern.“

Zwar „dürfte die wirtschaftli-
che Dynamik 2008 nicht mehr
ganz das Tempo der vergange-
nen beiden Jahre erreichen, je-
doch wird sich der Aufschwung
in Bayern fortsetzen“, meinte
Emilia Müller und ergänzte: „Ich
halte in diesem Jahr ein Wachs-
tum von bis zu 2,5 Prozent für
erreichbar. Der Beschäftigungs-

so die Politikerin. Gleichzeitig
warnte sie davor, die hohe Be-
schäftigungsdynamik durch flä-
chendeckende gesetzliche Min-
destlöhne oder weitere bran-
chenspezifische Mindestlöhne
zu gefährden. Zudem müsse die
Reform der Erbschaftsteuer die
Familienunternehmen in Mittel-
stand und Handwerk effektiv
entlasten.

Realistisches
Energiekonzept

Bayerns Wirtschaftsministerin
plädierte auch für ein realisti-
sches Energiekonzept, das wett-

Gemeinsam in der Feuerwehr
Zusammenarbeit über kommunale Grenzen hinweg geregelt

Der freiwilligen Feuerwehr als Retter aus Feuers- und ande-
rer Not wie auch als Element der kommunalen Gemeinschaft
eine zeitgemäße Rechtsgrundlage zu geben, ist Ziel einer No-
velle des mehr als ein Vierteljahrhundert alten bayerischen
Feuerwehrgesetzes. Künftig können die Wehren freiwillig
über die kommunalen Grenzen hinweg zusammenarbeiten,
flexibler und mit geringerem Verwaltungsaufwand. Einmütig
hat der Landtag die Neuerungen zum 1.März in Kraft gesetzt.

Als wesentliche Punkte der Novelle nannte Berichterstatter
Herbert Ettengruber (CSU) die Bestandsgarantie für die Ortsfeu-
erwehren, auch durch interkommunale Zusammenschlüsse, die
bisher nicht möglich waren. Dementsprechend gibt es künftig für
die rund 330000 freiwilligen Feuerwehrmänner und -frauen auch
Doppelmitgliedschaften. Pendler können Mitglied am Wohn-
oder Arbeitsort sein,

Studenten freigestellt werden. Am anderen Ende des Berufsle-
bens wird die Altersgrenze für die Mitgliedschaft von 60 auf 63
Jahre hinaufgesetzt. Aus dem Entwurf der Staatsregierung gestri-
chen hat die CSU die Möglichkeit, Zweckverbände zu gründen.
Dies habe die Anhörung der Dachverbände ergeben, berichtete
Ettengruber, während manche Feuerwehrkommandanten solche
Verbände wünschten.

Hier sei eine Chance vertan worden, meinte Stefan Schuster
(SPD). Zur neuen Altersgrenze legte er Wert darauf, dass sie nur
für die freiwilligen Feuerwehrleute gelte und nicht als Einstieg in
eine Arbeitszeitverlängerung für die Berufsfeuerwehr zu sehen
sei. Ansonsten bestehe Übereinstimmung mit der CSU. Das be-
traf trotz einiger Bedenken letztlich auch die Streichung der zehn-
minütigen Frist für die Zeit zwischen Alarm und Eintreffen am
Brand- bzw. Unfallort und für Personen- wie Tierrettung bei Ver-
kehrsunfällen keinen Kostenersatz zu verlangen. Die Opposition
nahm zur Kenntnis, dass die Hilfsfrist in einer Verordnung gere-
gelt wird. Im gleichen Sinne nahm auch Christine Kamm für die
Grünen im Landtagsplenum Stellung.

Innenstaatssekretär Jürgen Heike erklärte, es gehe um optimale
Arbeitsbedingungen für die freiwilligen Feuerwehren. Die recht-
lichen Grundlagen müssten den Veränderungen in Leben und
Technik sowie den praktischen Erfahrungen angepasst werden.
Die Eigenverantwortung der Kommunen werde gestärkt. (s. GZ
23/06.12.07). rm

Erster bundesweiter Bürgerbegehrensbericht:

Spitzenreiter Bayern
Pressekonferenz von Mehr Demokratie e.V. – Nahezu 40

Prozent aller bundesweiten Verfahren in Bayern
Gemeinsam mit der Forschungsstelle Bürgerbeteiligung und Di-
rekte Demokratie (Universität Marburg) hat der Verein Mehr
Demokratie e.V. die Bürgerbegehren und -entscheide analysiert,
die seit der Einführung im ersten Bundesland (Baden-Württem-
berg) 1956 stattgefunden haben. Wie bei einer Pressekonferenz
in München mitgeteilt wurde, hat die Bevölkerung seitdem 4500
Mal die Politik von unten beeinflusst. In knapp 40 Prozent aller
Fälle konnten die Initiatoren mit Hilfe direktdemokratischer In-
strumente ihre Anliegen durchsetzen.

Andererseits haben Gemein-
deräte oder -verwaltungen unge-
fähr ein Viertel aller Verfahren für
unzulässig erklärt. Schuld daran
sind die immer noch restriktiven
Regelungen in vielen Bundeslän-
dern, die bestimmte Themen aus-
schließen oder Kostendeckungs-
vorschläge fordern.

„Welten“ zwischen den
einzelnen Bundesländern

„Was die Mitbestimmungs-
möglichkeiten angeht, liegen
Welten zwischen den einzelnen
Bundesländern“, erklärte Gerald
Häfner, Vorstandssprecher von
Mehr Demokratie. In Bayern ha-
be es seit den 90er Jahren fast
970 Bürgerentscheide gegeben,
im Saarland durften die Bürger
dagegen erst einmal abstimmen.
Aber auch in Thüringen, Rhein-
land-Pfalz und anderen Ländern
werde das politische Engage-
ment durch Unterschriftenquo-
ren und Themenausschlüsse ge-
lähmt. So dürften die Bürger in

vielen Ländern nicht über den
Bereich der Bauleitplanung ent-
scheiden. Dabei seien es gerade
Themen wie Müllbeseitigung
oder der Bau von Supermärkten
und Verkehrswegen, bei denen
die Bevölkerung mitreden will.
Über 43 Prozent aller Verfahren
berührten den Bereich der Bau-
leitplanung.

Bedarf an
Mitbestimmung wächst

Insgesamt zeigt der Bericht,
dass der Bedarf an Mitbestim-
mung wächst. In einem Fünftel
aller deutschen Kommunen ha-
ben Bürgerinnen und Bürger be-
reits mindestens einmal direkt-
demokratisch über eine Sachfra-
ge abgestimmt. Besonders häu-
fig wird die Bevölkerung in den
größeren Städten Bayerns be-
fragt, wie zum Beispiel Mün-
chen, Augsburg oder Erlangen.
Hier fanden - im bundesweiten
Vergleich - sogar die meisten
Bürgerentscheide statt. Meist

sind es die Bürger selbst, die sich
Gehör verschaffen. Nur in 16
Prozent der Fälle wurden die Be-
gehren von oben, also durch den
Rat, ausgelöst. Wenn es ein Be-
gehren bis zur Abstimmung
schafft, beteiligen sich durch-
schnittlich über die Hälfte aller
Wahlberechtigten - und damit
mehr als bei so mancher Bürger-
meisterwahl.

Anwendungsfreundliche
bayerische Regelungen

Dass gerade Bayern eine Spit-
zenreiterposition einnimmt, liegt
für Roman Huber, Geschäftsfüh-
rer und Landesvorstand von
Mehr Demokratie e.V. daran,
dass hier sehr anwendungs-
freundliche Regelungen gelten.
Nahezu alle Themen seien zuge-
lassen, das Quorum sei moderat
und auch andere formelle und
bürokratische Hürden fehlten.
Nahezu 40 Prozent aller Verfah-
ren in Deutschland hätten in nur
zwölf Jahren in Bayern stattge-
funden.

„Was in Bayern funktioniert,
soll auch in anderen Bundeslän-
dern möglich sein“, bemerkte
Huber und forderte die Bundes-
länder mit schlechten Regelun-
gen auf, Einschränkungen und
Hürden abzuschaffen, um die
Politik bürgerfreundlicher zu
machen. DK

AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!! Die „belastbaren“
Zahlen der Landesbank
Finanzminister wehrt sich gegen Vorwürfe, den Landtag

über die Verluste falsch unterrichtet zu haben

Die Verstrickung der Bayerischen Landesbank in die vom ame-
rikanischen Immobilienkreditmarkt ausgelöste weltweite Ban-
kenkrise ist im Bayerischen Landtag zum Politikum geworden.
Die Opposition fordert den Rücktritt von Finanzminister Erwin
Huber und sieht auch Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein
belastet. Huber ist stellvertretender Vorsitzender des BLB-Auf-
sichtsrats, Beckstein war Aufsichtsratsmitglied als Innenminis-
ter. Die Bank ist je zur Hälfte Eigentum des Freistaats und des
Bayerischen Sparkassenverbands.

In mehreren Sitzungen im Ple-
num und im Haushaltsausschuss
wies Huber den Vorwurf zurück,
den Landtag über die zu erwar-
tenden Verluste der Bank nicht
korrekt unterrichtet oder gar be-
logen zu haben.

Den Haushaltsausschuss hatte

der Minister am 12. Februar da-
von unterrichtet, dass die Verlus-
te der BLB aus ihrem Engage-
ment im US-Immobilienkredit-
geschäft erst Ende April zur Vor-
lage des Geschäftsberichts genau
zu beziffern seien. Er bestätigte
aber, sie könnten höher sein als
die im Dezember genannten 100
Mio. Euro. Am gleichen Tag teil-
te der BLB-Vorstand nach einer
Sondersitzung mit, die Risiken
könnten sich auf etwa 1,9 Mrd.
Euro belaufen. Huber und auch
Aufsichtsratsvorsitzender Dr.
Siegfried Naser vom Bayeri-
schen Sparkassen- und Girover-
band erklärten, vorher nicht un-
terrichtet gewesen zu sein.

Schmidt erklärt Rücktritt

Bei einer Ministerbefragung
im Landtagsplenum auf Antrag
der Grünen und dann erneut im
Haushaltsausschuss in Beant-
wortung eines umfangreichen
SPD-Fragenkatalogs blieb der
Minister dabei, erst unmittelbar
nach seinem Bericht am 12. Fe-
bruar vom BLB-Vorstandsbe-
schluss des gleichen Tages erfah-
ren zu haben, über den Korrek-
tur- und Abschreibungsbedarf
der Bank aktuelle Zahlen be-
kannt zu geben. Naser, eigens
zur Ausschusssitzung gekom-
men, bestätigte Hubers Darstel-
lung, räumte aber ein, die Infor-
mationspolitik des Bankvor-
stands hätte besser sein können.
Künftig werde vierteljährlich be-
richtet. Vorstandsvorsitzender
Werner Schmidt hat zum 1.
März seinen Rücktritt erklärt.

Die Fraktionsvorsitzenden
Franz Maget (SPD) und Dr.

(Fortsetzung nächste Seite)
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Immer wieder erschüttern
Verbrechen an kleinen Kin-
dern unser Land. Von Kevin
bis Lea-Sophie reicht die
Reihe von Kindern, die von
ihren Eltern so schwer ver-
nachlässigt wurden, dass sie
zu Tode kamen.

Alle Jugendämter sehen
den Schutz von Kindern vor
Misshandlungen und Tötun-
gen als herausragende Auf-
gabe an. Die Jugendämter können allerdings
erst dann tätig werden, wenn sie über kritische
Fälle Kenntnis erlangt haben.

Deshalb ist es von größter Bedeutung, dass

die Jugendämter rechtzeitig über Verdachts-
fälle informiert werden. Es muss deshalb so-
wohl für das private Umfeld als auch für Insti-
tutionen eine besondere Verpflichtung sein, auf
Anzeichen für eine Gefährdung von Kindern
zu achten. Es wäre völlig falsch, wenn Nach-
barn, Freunde oder Verwandte es als gemeine
Denunziation betrachten würden, wenn sie be-
sorgniserregende Erkenntnisse über Kinder
den zuständigen Behörden mitteilen. Gesund-
heitswesen, Schule, Kinderbetreuungseinrich-
tungen, Justiz, Polizei und Jugendhilfe müssen
zum Wohl der Kinder noch enger zusammen-
arbeiten.

Es darf auch nicht sein, dass der Datenschutz
vor dem Kinderschutz kommt. Eine Lockerung
des Datenschutzes muss deshalb in Erwägung
gezogen werden, damit sich Eltern nicht durch
Schulwechsel, Umzug oder Arztwechsel den

notwendigen Maßnahmen ent-
ziehen können.

Die schwierige Arbeit der
Jugendämter könnte auch da-
durch erleichtert werden, dass
ihre Maßnahmen nicht in
manchmal unsachlicher und
ungerechtfertigter Weise von
den Medien „zerrissen“ wer-
den. Wer kennt sie nicht,
die immer wiederkehrenden
Geschichten vom „bösen“ Ju-
gendamt, das einer „braven“
Familie scheinbar grundlos
die Kinder wegnimmt? Wegen
der Wahrung des Sozialge-

heimnisses können sich die Jugendämter in
solchen Fällen in der Regel auch nicht ausrei-
chend zur Wehr setzen. Wen aber würde es
wundern, wenn ein dermaßen „geprügeltes“
Jugendamt beim nächsten Fall vielleicht zu
lange mit einschneidenden Maßnahmen war-
ten würde?

Positiv sind die Pläne des Bundesjustizmi-
nisteriums zu bewerten, dass nicht nur die Ju-
gendämter, sondern auch die Familiengerichte
bei Anzeichen für eine Gefährdung des Kin-
deswohls auf die Eltern einwirken können.
Ebenso könnte die gesetzliche Verpflichtung
zur Teilnahme an Früherkennungsuntersu-
chungen den Kinderschutz verbessern; hier
muss allerdings zunächst der Gesetzgeber
tätig werden.

Trotz aller Bemühungen führt an der trauri-
gen Wahrheit kein Weg vorbei, dass in einer
freiheitlich-demokratischen Gesellschaft ein
hundertprozentiger Schutz der Kinder nicht
erreichbar sein wird. Aber dennoch müssen
schnellstens auf allen Ebenen alle Erfolg ver-
sprechenden Maßnahmen umgesetzt werden,
um den Schutz unserer Kinder weiter zu ver-
bessern.

KolumneGZ Gerhard Weber

Kinderschutz
hat Vorrang!

Bayerischer Tourismustag 2008:

Visionen sehen, Chancen nutzen
Mit über 26 Millionen Ankünften konnte der Freistaat 2007 den
vierten Gästerekord in Folge verbuchen. Die Frage, wie Bayern
seine Spitzenstellung im Tourismus mittel- und langfristig be-
haupten kann, stand im Mittelpunkt des diesjährigen Bayeri-
schen Tourismustags unter dem Motto „Tourismus in Bayern
2020. Visionen sehen. Chancen nutzen“.

In ihrer Eröffnungsrede rief
Wirtschaftsministerin Emilia
Müller zu mehr Investitionen und
Innovationen auf. Der Bayern-
Tourismus müsse sich zwar nicht
neu erfinden, aber stetig weiter-
entwickeln. Bayern stehe in star-
ker Konkurrenz zu den Alpenlän-
dern Österreich und Schweiz,
weshalb „wir nie aufhören dür-
fen, besser zu werden und besser
zu sein“, folgerte Müller.

Innovative Produkte

Nur wer in diesem Wettbewerb
innovative Produkte vorweise,
habe Chancen im zunehmenden
Wettbewerb, fuhr die Ministerin
fort. Zielgruppen der touristi-

des Gastgebers spürt. Die Förde-
rungen für Qualität zur Stärkung
im Wettbewerb müssten erwei-
tert werden und Bayerns Touris-
musplaner hätten die Aufgabe,
lokale Innovationen anzustoßen,
um Leuchttürme im Tourismus
zu erschaffen, so Müller. In die-
sem Zusammenhang müsse die
vor wenigen Wochen vorgestell-
te Studie zu einem Investitions-
stau in Hotels und Pensionen un-
geachtet aller zwischenzeitlichen
Verbesserungen sehr ernst ge-
nommen werden.

Wie wir reisen werden

Deutschlands renommiertester
Trendforscher Matthias Horx lie-

GmbH, Claudia Gilles, Ge-
schäftsführerin des Deutschen
Tourismusverbandes und Bay-
erns Rodel-Shootingstar Natalie
Geisenberger teilnahmen.

Savannen-
und Dschungelmärkte

Während die industrielle Ge-
sellschaft durch Savannenmärk-
te geprägt war - Märkte, die
übersichtlich waren und bei de-
nen Konkurrenten in frühen Sta-
dien identifiziert werden konn-
ten - herrschen Horx zufolge
heute Dschungelmärkte vor.

Multioptionales Entschei-
dungsverhalten, ein extrem dif-
ferenziertes und kurzlebiges An-
gebot sowie unklares Konsum-
verhalten und Konsumentschei-
dungsverhalten führten zu einem
dschungelhaften Durcheinander
in der Tourismusbranche. Wäh-
rend früher jedes Jahr ein Som-
mer-, ein Winterurlaub und ein
Besuch bei Verwandten die
Norm gewesen sei, gebe es heute
oftmals ein ganzes Bündel an
Urlaubsmotiven, bei Reisen
würden neue Qualitäten gesucht.

Mut zum Ungewöhnlichen

Neue Märkte bildeten sich aus
der Rekombination der zentralen
vier Tourismusfelder Service,
Luxus, Discount und Entertain-
ment zu neuen Produkten. Als
Beispiel nannte Horx die Airline
JetBlue in den USA, die Flüge
im Ledersessel mit viel Beinfrei-
heit und individueller Betreuung
zu Niedrigstpreisen anbietet oder
Zara Mode aus Spanien, die
hochwertige Mode zu guten
Preisen in Toplage offeriert. In
beiden Fällen, die den Mut zum
Ungewöhnlichen Neuen charak-
terisierten, seien zwei früher als
konträr eingeschätzte Eigen-
schaften kombiniert worden.

Storytelling für die Region

In erster Linie, so Matthias
Horx, helfe es den Destinations-
organisationen in der diversifi-
zierten Tourismuswelt, wenn sie

schen Neuzeit von heute seien die
Singles, die Älteren und allge-
meine wachsend heterogene
Gruppen. Konkret möchte sich
Bayern zukünftig noch stärker im
Radtourismus, in den potential-
reichen Märkten China, Russland
und Indien und weiterhin mit
dem erfolgreich aufgebauten
„Bayern-Image“ positionieren.

Qualität fördern

Qualität solle als das definiert
werden, was der Gast an Einsatz

ferte mit dem Impulsreferat „Die
Zukunftsgesellschaft - Wie wir
reisen werden“ Anregungen zur
anschließenden Podiumsdiskus-
sion, an der neben Horx der Tou-
rismus-Beauftragte der Bundes-
regierung Ernst Hinsken, Ge-
meindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl, Michael Pütter, Vice
President Sales and Marketing
der Althoff Hotel Gruppe, Rich-
ard Adam, Geschäftsführer der
Bayern Tourismus Marketing

Die belastbaren ...
(Fortsetzung von Seite 2)
Sepp Dürr (Grüne) unterstellten
Huber, Beckstein und der CSU,
mit Rücksicht auf die Kommu-
nalwahl am 2. März geschwie-
gen zu haben. Schmidts Rück-
tritt sei ein Bauernopfer, meinte
Eike Hallitzky (Grüne). SPD-
Fraktionsvize Dr. Thomas Beyer
forderte, Huber müsse dem Bei-
spiel Schmidts folgen. Die Grü-
nen waren gleicher Meinung.
CSU-Fraktionsvorsitzender Ge-
org Schmid und Haushaltsaus-
schussvorsitzender Manfred Ach
sehen keinen Grund für einen
Rücktritt Hubers. Sie sprachen
ihrerseits von einem plumpen
Wahlkampfmanöver der Opposi-
tion. Im Ausschuss stellten sich
Engelbert Kupka und Monika
Hohlmeier namens der CSU hin-
ter Huber.

Es ging im Kern um seine Er-
klärung, ihm hätten bis zum 12.
Februar keine „belastbaren“
Zahlen über Korrektur- und Ab-
schreibungsbedarf der BLB vor-
gelegen. Vorsitzendenstellvertre-
ter Jürgen Dupper und Werner
Schieder (beide SPD) sowie
Thomas Mütze (Grüne) blieben
beim Vorwurf der Unwahrheit
und Lüge. Die Grünen denken
an einen Untersuchungsaus-
schuss. Maget zweifelte, dass ein
solcher bis zum Ende der Legis-
laturperiode mit den letzten
Landtagssitzungen Mitte Juli
zum Schlussbericht kommen
könnte. Dürr meinte, der neue
Landtag könnte die Untersu-
chungen fortsetzen (vgl. S. 4).rm

ein „Storytelling“ für die Regi-
on entwickelten. Regionen dürf-
ten sich nicht mehr über Ver-
waltungsgrenzen, sondern nur
mehr über die Topographie der
Erlebnisräume konstituieren.
Als Beispiel nannte der Zu-
kunftsforscher die eigentlich
vor Ressourcen platzende Regi-
on Bodensee, die aufgrund ihrer
Drei-Länder-Lage noch immer
kein einheitliches Marketing-
konzept erfahren habe. DK

Fünf Millionen Besucher:

Schlösserverwaltung im Aufwind
„2007 war das Jahr der Rekorde! Fünf Millionen Besucher lock-
ten die von der Bayerischen Schlösserverwaltung betreuten
Schlösser, Burgen und Residenzen im vergangenen Jahr an. Da-
mit kamen 2,7 Prozent mehr Gäste als im Jahr zuvor. Die
bayerischen Schlösser sind im Aufwind“, stellte Finanzminister
Erwin Huber bei der Bilanzpressekonferenz zur Arbeit der
Bayerischen Schlösserverwaltung im Jahr 2007 fest.

Publikumsmagnet mit über
1,36 Millionen Besuchern war
auch letztes Jahr wieder Schloss
Neuschwanstein, das ein Plus
von über 8,4 Prozent erzielen
konnte. Weitere Glanzpunkte der
Besucherbilanz sind die Königs-
schlösser Linderhof und Herren-
chiemsee, die zusammen eben-
falls fast eine Million Besucher
zählten. Das Neue Schloss auf
Herrenchiemsee besichtigten da-
bei rund sieben Prozent mehr
Besucher als im Vorjahr und
auch Schloss Linderhof mit sei-
nen Parkbauten konnte ein sattes
Plus von 5,4 Prozent vorweisen,
hob Huber erfreut hervor. Aber
auch die weniger bekannten
Kleinode konnten ihre Besucher-
zahlen teilweise erfreulich stei-
gern. Die Burg Trausnitz in
Landshut wollten knapp elf Pro-
zent mehr Besucher als im Vor-
jahr sehen. Besonderes High-
light war hier zudem das Garten-
festival im Mai 2007, das allein
rund 41.000 Besucher anlockte.
Auch die Kaiserburg in Nürn-
berg konnte ein Plus von rund
zehn Prozent verbuchen.

Ein Höhepunkt der Schlösser-
verwaltung im vergangenen Jahr
war, so Huber, die Sonderaus-
stellung „Kaiserräume - Kaiser-

träume. Forschen und Restaurie-
ren in der Bamberger Residenz“,
die in der Neuen Residenz Bam-
berg stattfand. Sie trug zu dem
stolzen Besucherzuwachs von
knapp 44 Prozent bei. Die
Schlösserverwaltung habe mit
dem Konzept, notwendige Re-
staurierungsarbeiten mit einer
Ausstellung zu verknüpfen, neue
Maßstäbe gesetzt, hob Huber
hervor.

Einnahmensteigerung

Die Einnahmen der Schlösser-
verwaltung stiegen 2007 um gut
acht Prozent auf über 50 Millio-
nen Euro. Diese Grenze wurde
dabei erstmals in der Geschichte
der Schlösserverwaltung über-
schritten. Bei den Eintrittsgel-
dern ergab sich dabei eine Stei-
gerung um zehn Prozent auf über
18,5 Millionen Euro. Der wach-
sende Geschäftsbereich Vermie-
tung und Verpachtung fuhr ein
Ergebnis von 21,1 Millionen Eu-
ro ein. Dies stellt ein Plus von
3,1 Prozent dar. Auf der Ausga-
benseite ist ein Betrag von 94
Millionen Euro zu verbuchen.
Größte Position sind die Bauaus-
gaben mit knapp 38 Millionen
Euro. Die Schlösserverwaltung

glänze, so Huber, damit wie in
den Vorjahren mit einer Kosten-
deckungsquote, die europaweit
Maßstäbe setze. 2007 lag sie, oh-
ne Einbeziehung der Bauausga-
ben, bei stattlichen 91 Prozent.

Im Zeichen Chinas

Das Jahr 2008 steht für die
Schlösserverwaltung ganz im
Zeichen Chinas. München biete,
so Huber, mit der Residenz und
dem Schloss Nymphenburg hier-
für einen hervorragenden Rah-
men. Die Innenräume der von
Kurfürst Max Emanuel errichte-
ten Pagoden- und Badenburg,
die von seinem Sohn und Enkel
geschaffene Prunkküche der
Amalienburg und das Lackkabi-
nett im Nymphenburger Schloss
zählen zu den interessantesten
Zeugnissen der Chinabegeiste-
rung, die sich in Deutschland er-
halten haben. Aktuell wird daher
das Schreib- und Toilettenkabi-
nett des Kurfürsten Max Emanu-
el in der Badenburg, das soge-
nannte „Affenkabinett“, aufwän-
dig restauriert, um es der Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen.

Die Münchner Residenz bietet
darüber hinaus eine der bedeu-
tendsten Spezialsammlungen
ost-asiatischen Porzellans und
eine bedeutende Reihe von
Wandteppichen mit ostasiati-
schen Motiven. Dieser so-
genannten „Großmogulfolge“
wird im Sommer im Schwarzen
Saal der Residenz München eine

eigene Ausstellung gewidmet.
Zu den wichtigsten Bauvorha-

ben, die 2008 abgeschlossen
werden können, zählt die Sanie-
rung des Mittelbaus des Schlos-
ses Nymphenburg. Diese führt
zu erheblichen Verbesserungen
der Besuchereinrichtungen und
wird bis Mitte des Jahres been-
det werden. Die Gesamtkosten
belaufen sich auf knapp fünf
Millionen Euro. Voraussichtlich
im September wird mit dem ita-
lienischen Bau die seit 1980 lau-
fende Gesamtbaumaßnahme im
Neuen Schloss Bayreuth voll-
ständig fertig gestellt sein. Inves-
tiert werden hier 13,1 Millionen
Euro. Die Instandsetzung und
Restaurierung des Cuvilliés-
Theaters in der Residenz Mün-
chen mit Gesamtkosten von 24,5

Millionen Euro wird mit der
Wiedereröffnung am 14. Juni
2008 abgeschlossen. Dies sei, so
Huber, der Beitrag des Freistaats
Bayern zur 850-Jahr-Feier der
Stadt München.

Ewig blühe Bayerns Land

„Ganz zum Schluss möchte
ich Ihnen noch einen Ausblick
auf das Jahr 2009 geben: Eine
Ausstellung in Landshut zu Her-
zog Ludwig X. und der Renais-
sance. Parallel zur Landshuter
Hochzeit wird diese vom 28.
Mai bis 29. September 2009 in
der Landshuter Stadtresidenz mit
dem Thema ‚Ewig blühe Bay-
erns Land - Herzog Ludwig X.
und die Renaissance’ stattfin-
den“, schloss Huber.

Das Schloss aus dem die Träume sind: Neuschwanstein! Den
„Kini“, König Ludwig II., hat es den Thron - und wohl auch
das Leben - gekostet. Angeblich war der Staat hochverschuldet
wegen der Bautätigkeit seines Herrschers. Aber seither streicht
die bayerische Schlösser- und Seenverwaltung vor allem mit
den Eintrittsgeldern für die Prachtbauten des Märchenkönigs
jedes Jahr stattliche Summen ein - von der Magnetwirkung für
den internationalen Fremdenverkehr ganz zu schweigen.
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(Fortsetzung von Seite 1)
bandberater zügig tragfähige
und kostengünstige Lösungen er-
reicht werden. Das Engagement
der Gemeinden ist auch in Zu-
kunft unverzichtbare Vorausset-
zung für rasche Fortschritte auf
dem Weg zur bayernweiten Ver-
sorgung mit Breitband-Internet.

Finanzielle Förderung

Um die Kommunen bei der
Schließung vorhandener Lücken
im Angebot schneller Internetzu-
gänge noch besser zu unterstüt-
zen, wird der Freistaat zukünftig
den Ausbau breitbandiger Infra-
struktur auch finanziell fördern.
Insgesamt stehen in den Jahren
2008 bis 2010 hierfür 19 Mio.
zur Verfügung. Der Ministerrat
hat am 19. Februar die Eckpunk-
te für die Förderrichtlinie verab-
schiedet. Nach der notwendigen
Notifizierung bei der Europäi-
schen Kommission soll sie nach
Möglichkeit noch im April in
Kraft treten. Gemeinden und Ge-
meindeverbände können dann
Förderanträge bei den zuständi-
gen Regierungen einreichen.

Die Obergrenze für eine För-
derfähigkeit liegt bei 10.000 Ein-
wohnern pro Gemeinde. Unab-
hängig von der Einwohnerzahl
können bedarfsgerechte Breit-
banderschließungen von Gewer-
begebieten oder Mischgebieten

grundsätzlich immer bezuschusst
werden. Förderfähig sind vor al-
lem Zuschüsse der Kommunen
an Netzbetreiber, um Wirtschaft-
lichkeitslücken für Investitionen
in Breitbandinfrastrukturen zu
schließen. Unter bestimmten Be-
dingungen werden wir auch In-
vestitionen der Kommunen in
den Auf- oder Ausbau eigener
Breitbandinfrastrukturen för-
dern. Die Höhe der Förderung
soll je Gemeinde bis zu 50% der
Zuwendungen betragen, höchs-
tens jedoch 55.000 einschließ-
lich von Machbarkeitsstudien
und Planungsarbeiten.

Pilotprojekte

Projekte mit Pilotcharakter
können bis maximal 100.000
gefördert werden. Bei Vorhaben,
die auf die Errichtung von
überörtlichen Netzstrukturen zur
Versorgung mehrerer Gemein-
den ausgerichtet sind und die lei-
stungsfähigere Breitbandstruktu-
ren ermöglichen, kann die För-
derhöhe je beteiligter Gemeinde
bis auf höchstens 75.000 an-
gehoben werden. Machbarkeits-
studien und Planungsarbeiten
sind, sofern es zu keiner Förde-
rung einer Gesamtmaßnahme
kommt, auch alleine mit bis zu
5.000 förderfähig.

Hauptziel unserer Förderung
ist eine flächendeckende Grund-

versorgung mit Bandbreiten von
1 bis 3 Mbit/s beim Download.
Sofern der Bedarf für noch lei-
stungsfähigere Anschlüsse sub-
stantiell begründetet werden
kann, sind z. B. auch glasfaser-
basierte Lösungen förderfähig.
Solch ein Bandbreitenbedarf ist
insbesondere bei Unternehmen
bzw. Gewerbebetrieben denkbar.

Auswahlverfahren

Bei Zuwendungen an einen
Netzbetreiber muss dieser in ei-
nem offenen, transparenten und
diskriminierungsfreien Aus-
wahlverfahren bestimmt werden.
Die EU-Kommission gibt dabei
ein technologie- und anbieter-
neutrales Vorgehen vor. Das
Auswahlverfahren kann in Form
einer Ausschreibung oder durch
Einstellung der Aufforderung
zur Abgabe einer Offerte in
das Online-Portal der Breitband-
initiative Bayern zusammen mit
einer Veröffentlichung im örtli-
chen Amts- oder Mitteilungsblatt
erfolgen.

Bayern ist mit der Breitbandi-
nitiative und dem neuen Förder-
programm auf einem sehr guten
Weg. Ich bin überzeugt, dass wir
gemeinsam mit den Kommunen
bis zum Jahr 2010 unser Ziel der
flächendeckenden Versorgung
mit Breitbandinternet erreichen
werden.

Breitband für Bayern ...

(Fortsetzung von Seite 1)
Themenreihen gliedern die

bayernweite Veranstaltung: In
den Städten stehen der Kunst
Museen, Galerien und der öf-
fentliche Raum zur Verfügung.
Museen sind für die Begegnung
mit Kunst geschaffen, fungieren
als kulturelle Gedächtnisse und
sind Identifikationsfaktoren der
Städte. Kunst im öffentlichen
Raum hat es oft schwer, im Rah-
men der kommerziellen Medien-
präsenz wahrgenommen zu wer-
den. Gelingt es ihr, dann erregt
sie oft Anstoß. Sie kann aber
auch ein Katalysator für Diskur-
se und neue Entwicklungen der
Städte sein. Wie präsent ist die
Kunst in unseren Innenstädten?
Im Kontext dieser Reihe steht
auch der Beitrag mit dem sich
die Bayerische Architektenkam-
mer beteiligt.

Grüne Gürtel? Bayern ist ein
Flächenstaat. Sein Bild wird
stark durch die bayerischen
Landschaften geprägt. Aus der
Sicht der Stadt wird der ländli-
che Raum zum Ort für Freizeit
und Erholung, zum grünen Gür-
tel, zur Natur. Welche Kunsträu-
me sind hier entstanden? Wel-
che kulturellen Impulse lassen
sich sinnvoll weiterentwickeln?
Zwei Regionen sind auf dem
Weg, sich über die Kunst neu zu
finden. Unter dem Motto
„Kunst im Fluss“ wird sich die
Altmühl-Donauregion vorstel-
len, unter dem Titel „Stand-
punkte-Landeplätze“ definiert
sich die Oberpfalz als zeit-
gemäße Kulturregion.

Virtuelle Räume

Verflüssigungen. Räume defi-
nieren sich über ihre Begrenzun-
gen. Der grenzenlose Raum ist
nicht erfahrbar. Die Begrenzung
des Raums kann aber auch Er-
starrung bedeuten - zumal, wenn

man den Raum nicht nur archi-
tektonisch denkt, sondern gesell-
schaftlich, kulturell oder als in-
tellektuelles Konstrukt. Mit den
neuen Medien und dem Internet
sind virtuelle Räume entstanden.
Projekte von 14 Schulen wurden
langfristig in Zusammenarbeit
mit der Reihe „transform“ der
Kunstakademie München unter
der Leitung von Prof. Dr. Kir-
schenmann vorbereitet und mit
Unterstützung der Kommunen
für das Festival vor Ort realisiert.

Die Veranstaltung steht unter
der Schirmherrschaft des Baye-ri-
schen Ministerpräsidenten Dr.
Günther Beckstein. Sie wird ge-
fördert vom Bayerischen Staats-
ministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst, den Bezir-
ken Oberbayern und Mittelfran-
ken und jeweiligen Förderern und
Sponsoren vor Ort. DK

Folgende Städte werden
sich beteiligen: Altdorf, Aich-
ach, Amberg, Ansbach, Bad
Kissingen, Bobingen, Cham,
Coburg, Dasing, Eggenfel-
den, Erlangen, Eichstätt,
Feuchtwangen, Flossenbürg,
Forchheim, Frauenau, Fried-
berg, Fronberg, Ingolstadt,
Fürth, Landsberg, Gerolzh-
ofen, Landshut, Herzogenau-
rach, Mainburg, Kitzingen,
Kötzting, Manching, Lohr,
Miesbach, Marktheidenfeld,
Neuburg, Neumarkt, Neu-
stadt/ Donau, Neustadt a.d.
Waldnaab, Nürnberg, Pfaf-
fenhofen, Regensburg, Ro-
senheim, Roth, Rothenburg,
Scheyern, Schönsee, Schro-
benhausen, Schwarzenbach/
Saale, Schweinfurt, Traun-
stein, Sulzbach- Rosenberg,
Unterschleißheim, Vohburg,
Weiden,Wemding,Wunsiedel,
Würzburg, Pertolzhofen. DK

Zeitgenössische Kunst ...

Sparkassenpräsident Naser zum BayernLB-Milliardenrisiko:

„Von Krise kann keine Rede sein“
Nach wie vor hohe Wellen schlägt die Milliardenbelastung der
BayernLB. In deren Folge trat vergangene Woche Vorstands-
vorsitzender Werner Schmidt zurück (siehe Kasten). Nach wie
vor konfrontiert mit Rücktrittsforderungen der Landtagsoppo-
sition sieht sich indes Finanzminister Erwin Huber, der angeb-
lich zu spät über mögliche Einbußen der BayernLB informiert
hatte. In einem Gespräch mit der GZ hat der Präsident des
bayerischen Sparkassenverbandes, Siegfried Naser, Huber nun
gegen den Vorwurf der Lüge verteidigt und die Situation der
Landesbank ins rechte Licht gerückt.

Er und Huber hätten erst am
13. Februar bei einer Sitzung des
BayernLB-Verwaltungsrats be-
lastbare Zahlen erfahren, betonte
Naser. Diese Zahlen seien ge-
genüber Informationen vom Tag
zuvor abermals geändert gewe-
sen. Wie inzwischen bekannt ist,
wird die BayernLB durch die
US-Immobilienkrise und die in-
ternationale Bankenkrise mit
mindestens 1,9 Milliarden Euro
belastet. Naser sagte, im vergan-
genen halben Jahr seien von der
BayernLB intern wöchentlich
neue Zahlen mitgeteilt worden.

Kommunikationspanne

Der Bankvorstand habe dem
Verwaltungsrat stets mitgeteilt,
dass erst Ende Februar belastba-
re Zahlen verfügbar seien. Am
12. Februar habe der Vorstand
dann plötzlich doch Zahlen ver-
öffentlichen wollen, um auf öf-
fentliche Spekulationen zu rea-
gieren. Dies sei auch für ihn
überraschend und eine Abkehr
von der bisherigen Strategie ge-
wesen. Hier handle es sich ein-
deutig um eine „Kommunikati-
onspanne“.

Laut Naser, der auch Chef des
BayernLB-Verwaltungsrates ist,

steckt die BayernLB in keiner
Krise. Es sei ein völliges Miss-
verständnis, von Verlusten in
Höhe von 1,9 Milliarden Euro zu
sprechen. Aktuell habe das nach

schlimmsten Fall mit echten Ver-
lusten von maximal 150 Millio-
nen Euro“. Die 1,3 Milliarden
Euro hätten nach derzeitigem
Kenntnisstand keine realen Aus-
wirkungen und soweit Buch-
wertabschreibungen über diese
150 Millionen Euro hinaus ver-
anlasst sind, erwarte man darauf
nach heutigem Kenntnisstand
auch keine Ausfälle.

Kommt nun doch
die SüdLB?

Tatsache sei, so Naser, dass
das Geschäftsmodell der Lan-
desbank „nach wie vor trag-
fähig“ ist. Als international erfolg-
reiche Geschäftsbank mit 16.000
Mitarbeitern, die den größten
Teil ihrer Geschäfte außerhalb
Bayerns tätigen, sei es vollkom-
men normal, sich auch auf dem
internationalen Wertpapiermarkt
zu engagieren. Im Übrigen habe
die BayernLB hier „immer sehr
risikobewusst und seriös inves-
tiert“. Was morgen ist, könne al-
lerdings niemand sagen, weil
man nie wisse, „welche Überra-
schungen die Verwerfungen an

BayernLB mit neuem Vorstandsvorsitzenden:

Auf Schmidt folgt Kemmer
Der Vorstandsvorsitzende der BayernLB, Werner Schmidt,

wird zum 1. März sein Amt niederlegen. Dies hat er dem Verwal-
tungsrat bekannt gegeben. Gleichzeitig wurde das bisherige Vor-
standsmitglied Dr. Michael Kemmer zum Vorstandsvorsitzenden
berufen. Kemmer, gelernter Bankkaufmann und Betriebswirt,
gehört dem Vorstand der BayernLB seit 1. Juli 2006 an. Davor
war er von Juni 2003 bis Dezember 2005 Mitglied des Vorstan-
des der HVB Group. Von 1996 bis 2003 leitete er den Zentralbe-
reich Konzern-Rechnungswesen und –controlling der Hypo Ver-
einsbank, München.

Der Vorsitzende des Verwaltungsrats der BayernLB, Dr. Sieg-
fried Naser, Präsident des Sparkassenverbands Bayern, und der
stellvertretende Vorsitzende des Verwaltungsrats, Finanzminister
Erwin Huber, dankten Werner Schmidt, der im Juni 2001 den Vor-
standsvorsitz in der BayernLB übernommen hatte, für seine
langjährige Tätigkeit: „Werner Schmidt hat den Vorstandsvorsitz
der BayernLB in einer schwierigen Zeit übernommen und die
Bank in Zeiten großer Umbrüche fit für die Zukunft gemacht. Die
Neuausrichtung der BayernLB als Antwort auf den Wegfall von
Anstaltslast und Gewährträgerhaftung ist das Verdienst von Wer-
ner Schmidt. Sein besonderesAnliegen war die Sicherstellung des
öffentlichen Auftrages der Bank, gemeinsam mit den Sparkassen
für Wirtschaft und Private flächendeckend Finanzdienstleistungen
zur Verfügung zu stellen. Früh erkannte Werner Schmidt auch die
Zukunftschancen von Wachstumsmärkten und setzte hierbei auf
eine zukunftsträchtige Beteiligungsstrategie.“ DK

den Finanzmärkten uns noch
bringen werden“.

Inzwischen wurde aus Me-
dienberichten bekannt, dass die
Vertreter der bayerischen Spar-
kassen ein Angebot von Finanz-
minister Erwin Huber annehmen
möchten, dem Freistaat eine
Mehrheit an der BayernLB ab-
zukaufen. Damit eröffnet sich
den Sparkassen die Chance, sich
von staatlicher Einflussnahme
unabhängig zu machen. Die
schon länger diskutierte Fusion
mit der Landesbank Baden-
Württemberg steht mit diesem
Schritt erneut auf der Agenda.

Vertrauensvolle
Beratungen

Dem Vernehmen nach denken
Bayerns Sparkassenpräsident
Naser und sein Kollege aus dem
Nachbarland, Peter Schneider,
schon länger darüber nach, in-
wieweit eine Verschmelzung der
beiden süddeutschen Landes-
banken nationalen und interna-
tionalen Geschäften zugute kä-
me. Die neue SüdLB könnte eine
ganz normale Geschäftsbank
werden, freier von staatlichem
Einfluss; beherrschende Anteils-
eigner blieben die Sparkassen.
Ob man später an die Börse geht,
wäre vorerst vollkommen offen.

Die BayernLB gehört derzeit
dem Freistaat Bayern und den
von den Kommunen getragenen
Sparkassen jeweils zur Hälfte.
Bei den Sparkassendirektoren
scheint es schon länger zahlrei-
che Befürworter für eine „Süd-
schiene“ - also die Verschmel-
zung der beiden Landebanken -
zu geben.

In einem Pressestatement des
Sparkassenverbandes Bayern
vom vergangenen Montag heißt
es dazu lapidar: „Die Eigentü-

Staat und Kommunen ...
(Fortsetzung von Seite 1)
Beckstein ab. Namens der CSU-
Fraktion stellte sich Vorsitzender
Georg Schmid voll zu Beck-
steins Regierungserklärung.

SPD-Fraktionsvorsitzender
Franz Maget bezeichnete Beck-
steins Rede als „ein sonntägli-
ches Hochamt mit viel Weih-
rauch und wenig Substanz“. Die
Liste der Versäumnisse sei lang,
selbst CSU-Mandatsträger seien
unzufrieden. Er zitierte den
Rundbrief des Gemeindetags-
präsidenten Uwe Brandl, in dem
auch vom Hochamt mit Weih-
rauch die Rede war, dieweil die
Kommunen im Alltag für jeden
noch so kleinen Erfolg rackern
müssten und sich einem ge-
schlossenen Verbund ebenso
kenntnis- wie fintenreicher Poli-
tiker und Ministerialbeamten ge-
genüber sähen. Beckstein ant-
wortete, er habe sich mit Brandl
ausgesprochen, der kein einfa-
cher Mensch sei, aber die Leis-
tungen des Freistaats durchaus
anerkenne.

Staatliches Gängelband

Maget hielt Beckstein u.a. eine
schlechte Schulpolitik und zu
geringe Zuschüsse für den Aus-
bau von Kinderbetreuungsstät-
ten vor und erinnerte daran, dass
der Innenminister Beckstein vor
einigen Jahren noch skeptisch
zur Konnexität gestanden habe.
Die Staatsregierung betreibe
Kommunalpolitik nach Gutsher-

renart. Bei der Einweihung eines
Bauwerks sei sie immer dabei,
auf zugesagte Staatszuschüsse
aber müssten die Gemeinden jah-
relang warten. Dazu kündigte
Beckstein Verhandlungen mit den
Spitzenverbänden über konkrete
Vertragsabschlüsse an.

Ins gleiche Horn blies Grünen-
Fraktionschef Dr. Sepp Dürr. Ein
paar Euro hier und da mehr än-
dere nichts daran, dass die Staats-
regierung den Kommunen das
Wasser abgrabe oder sie am
staatlichen Gängelband halte.
Beide Oppositionsführer kristi-
sierten, dass Beckstein mit kei-
nem Wort auf die Milliardenver-
luste der Bayerischen Landes-
bank durch Geschäfte mit am
amerikanischen Immobilienkre-
ditmarkt eingegangen sei, wo
doch Staat und Sparkassen und
Somit auch die Kommunen da-
von berührt werden. Das Thema
war dann im Landtag an-
schließend Gegenstand einer Be-
fragung von Finanzminister Er-
win Huber als Mitglied des
BLB-Aufsichtsrates. rm

wie vor gesunde Kreditinstitut
einen Betrag im niedrigen zwei-
stelligen Millionenbereich verlo-
ren „und wir rechnen im

Dr. Siegfried Naser.

mer der BayernLB haben sich
darauf verständigt, am 4.3.2008
die Vorstellungen des Vorstands
zur Zukunft der BayernLB zu
beraten. Beratungen über grund-
sätzliche strategische Weichen-
stellungen können erst erfolgen,
wenn sich die Finanzmärkte nor-
malisiert haben und die Auswir-
kungen der Subprime-Krise be-
lastbar festgestellt werden kön-
nen. Die Eigentümer werden
vertrauensvoll gemeinsam wei-
ter beraten.“ (vgl. S. 2). DK/GZ
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„Papa spart jetzt 150 Euro beim

Strom – mach‘ das mal nach!“

Senken Sie Ihre Stromkosten mit dem

EnergieSpar-Paket von E.ON Bayern

um 150 Euro.*

Das alles ist drin:

• kostenloser individueller EnergieSpar-Check

• EnergieSpar-Tipps, mit denen Sie

150 Euro* sparen

• hilfreiche Checklisten zum Beispiel zum

Kauf von neuen Haushaltsgeräten

Auf der EnergieSpar-Tour in Ihrer Nähe

oder im Internet:

www.eon-bayern.com/energiesparen

Mit Sicherheitfaire Preise

*Einsparpotenzial bei einem 4-Personenhaushalt.

Umweltstaatssekretär Huber beim bvse-Landesverband Bayern:

Klares Plädoyer für
Mülltrennung

Nürnberg. Mehr als 50 Gäste aus ganz Bayern konnte die
bayerische Landesvorsitzende des Bundesverbandes Sekun-
därrohstoffe und Entsorgung, Christiane Haensch, beim Neu-
jahrsempfang in Nürnberg begrüßen. Der inzwischen schon
zur Tradition gewordene Empfang, wurde zudem auch von bv-
se-Präsident Burkhard Landers, Hauptgeschäftsführer Eric
Rehbock und dem Bayern-Referenten Dr. Thomas Probst be-
sucht. Die Neujahrsansprache hielt der neue Staatssekretär im
bayerischen Umweltministerium Dr. Marcel Huber. Sein öf-
fentlicher Einstand in die bayerische Recycling- und Entsor-
gungspolitik stieß auf große Zustimmung und seine Neujahrs-
ansprache auf viel Beifall.

Bayern hält an der getrennten
Wertstoffsammlung fest, betonte
Huber. „Die getrennte Erfassung
von Bioabfall, Glas, Papier,
Kunststoff und Elektroschrott si-
chert einen hohen Sortierungs-
grad und macht diese Abfälle so
zu wertvollen Ersatzrohstoffen
auf einem Markt mit knappen
und teuren Rohstoffen”, machte
Huber deutlich.

So konnte seit den 90er Jah-
ren die Verwertungsquote auf
rund 72 Prozent verdreifacht
und die Reststoffmenge auf 2,4

Millionen Tonnen mehr als hal-
biert werden.

Stabiles Aufkommen

Huber: „Bayern konnte Wachs-
tum und Abfallaufkommen ent-

koppeln. Trotz eines Wirt-
schaftswachstums von mehr als
20 Prozent und 1 Million Ein-
wohner mehr ist das Abfallauf-
kommen bei etwa 6 Millionen
Tonnen stabil.” Pro Kopf und
Jahr fallen damit etwa 500 Kilo-
gramm Abfall an.

Hohe Einsparung

Die stoffliche und energeti-
sche Verwertung des Abfalls
schont auch das Klima: 3,6 Mil-
lionen Tonnen CO2 weniger ge-
langen in die Atmosphäre. Hu-
ber: „Würde der heute anfallen-
de Restmüll wie früher unbe-
handelt deponiert, ergäbe sich

wegen der besonders klima-
schädlichen Methangasentwick-
lung sogar eine Belastung von
vergleichsweise 9,6 Millionen
CO2. In der Summe ergibt dies
für Bayern eine Einsparung von
mehr als 13 Millionen Tonnen
CO2. Hier müssen die anderen
Mitgliedstaaten noch nachzie-
hen. Mehr als 130 Millionen
Tonnen CO2 ließen sich in Eu-
ropa damit einsparen.“

Die Weichen gestellt

Bayern habe frühzeitig die
Weichen für eine gute Verwer-
tung und ausreichende Kapazitä-
ten für eine Behandlung der Ab-
fälle vor der Ablagerung gestellt.
Für die thermische Behandlung
mit Energiegewinnung stehen in
Bayern 16 Anlagen zur Verfü-
gung. Ein Netz von 1.700 Wert-
stoffhöfen und 18.000 Contai-
nerstandorten sichert die stoffli-
che Verwertung der Abfälle aus
den Haushalten.

Mit Bioabfall heizen, düngen
oder Strom erzeugen

Studie zeigt ökologisch beste Verwertung

Die verschiedenen Verfahren zur Verwertung von Bioabfall
und Grüngut werden derzeit auf den Öko-Prüfstand ge-
stellt. Anlässlich der offiziellen Inbetriebnahme der neuen
Bioabfallvergärungsanlage der Stadt München verwies Um-
weltstaatssekretär Marcel Huber auf eine neue Studie des
bifa Umweltinstituts Augsburg, die Ende 2008 vorliegen soll.

In den letzten 15 Jahren hat sich die Sammelmenge von Bio-
abfall und Grüngut fast verdreifacht. „Mit Bioabfall lässt sich
heizen, düngen oder Strom erzeugen. Zur Optimierung der ver-
schiedenen Verwertungsverfahren wollen wir den zuständigen
Kommunen eine praktische Entscheidungshilfe an die Hand ge-
ben”, betonte Huber. Die vom Umweltministerium in Auftrag
gegebene Arbeit beinhaltet exemplarische Fallstudien in zwei
Kommunen. Geplant sind dazu auch Informationsveranstaltun-
gen für die entsorgungspflichtigen kreisfreien Städte, Landkrei-
se und Zweckverbände. Für die Verwertung von Bioabfall ste-
hen etwa 300 Kompostier- und 15 Vergärungsanlagen zur Ver-
fügung. Die neue Anlage in München kann rund zwei Drittel der
Gesamtmenge aller Münchner Biotonnen zu Strom verarbeiten
und damit 375.000 Liter Heizöl ersetzen.

Für kleinere Kommunen:

Kostengünstige
Müllverwertung

Eine Forschergruppe des Istitu-
to di Studi sui Materiali Nano-
strutturati hat eine neuartige Müll-
verwertungsanlage entwickelt.
Mit dem als „Total house waste
recycling“ (Thor) bekannten Ver-
fahren können nicht nur wieder
verwendbare Rohstoffe gewon-
nen, sondern auch Schadsubstan-
zen ausgesondert und Brennstoff
hergestellt werden.

Herzstück der in Capo d’Orlan-
do bei Messina errichteten Pilot-
anlage ist ein Mahlwerk, in dem
der in Säcken angelieferte unsor-
tierte Hausmüll zerkleinert und als
erstes von seinen Metallanteilen
befreit wird. Es entsteht ein aus
kleinsten Partikeln bestehendes
mehlartiges Gemisch, das unter
Einwirkung eines Gebläses in sei-
ne Bestandteile zerfällt. Infolge
des unterschiedlichen spezifi-
schen Gewichts der einzelnen
Schwebstoffe werden die restli-
chen Metalle, Chlorate und Farb-
stoffe ausgeschieden. Zurück
bleibt eine organische Masse, die
nach ihrer Trocknung in Öfen
oder Verbrennungsanlagen ohne
die Freisetzung von Dioxin oder
anderen Schadstoffemissionen ge-
nutzt werden kann.

Sinnvolle Technik

„Selbst ausgediente, wegen ih-
rer toxischen Substanzen ungern
als Brennstoff eingesetzte Schie-
nenfundamente aus Holz können
somit sinnvoll wiederverwendet
werden“, erklärt hierzu Projekt-
leiter Paolo Plescia. Die Technik
eigne sich besonders für kleine
und mittlere Gemeinden, die we-
nig Platz und Geld für die Mül-
lentsorgung haben. Da die Müll-
säcke sofort verarbeitet werden,
entstehe weder Lagerbedarf noch
Geruchsbelästigung. Wegen ihrer
geringenAbmessungen könne sie
auch mobil oder in Notstandssi-
tuationen eingesetzt werden.

Für die Installation einer auf ei-
ne Leistung von vier Tonnen je
Stunde ausgelegten Anlage wer-
den 300 Quadratmeter Fläche
benötigt. DieAnschaffungskosten
betragen zwei Mio. Euro. In einer
Kleinstadt mit 30.000 Einwoh-
nern, so der italienische Wissen-
schaftler, kann Thor die täglich
anfallenden 50 Tonnen Müll in 30
Tonnen Brennstoff, drei Tonnen
Glas , zwei Tonnen Metalle und
eine Tonne Feststoffe umwandeln.
Die Betriebskosten lägen mit 40
Euro je Tonne deutlich unter de-
nen einer Deponie oder einer
Müllverbrennungsanlage. DK
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Der Schnellkurs
zur neuen BayBO

In der Einführung in die neue
Bayerische Bauordnung werden
der Weg zur BayBO 2008, der
grundsätzliche Ansatz und die
Regelungsschwerpunkte der
Novelle sowie die Regelungen
im einzelnen praxisnah dar-
gestellt. Auf diese Weise macht
das Werk Juristen, Architekten
und Ingenieure rasch mit dem
neuen Recht vertraut.

Für die leichte Umstellung ent-
hält das Werk eine Synopse mit
einer Gegenüberstellung der
alten und der neuen Artikel. So
erkennen Sie die Änderungen
auf einen Blick. Eine Übersicht
über die geänderte Numerie-
rung hilft zusätzlich beim Auf-
finden der neuen Vorschriften.

Dirnberger, Die neue Bayerische
Bauordnung

2008. VI, 167 Seiten. Kart. e 16,–
ISBN 978-3-406-57113-8

Bestellen Sie bei Ihrem Buchhändler oder bei:
beck-shop.de oder Verlag C. H. Beck · 80791 München
Fax: 089/38189-402 · www.beck.de

Umweltbericht Bayern 2007:

Positive Tendenz
Dass Wirtschaftswachstum und Umweltschutz in Bayern keinen
Gegensatz darstellen, dokumentiert der von Staatsminister Ot-
mar Bernhard jüngst vorgestellte Umweltbericht 2007. Wichtige
Umweltindikatoren zeigen hierbei einen positiven Trend: Bei-
spielsweise ist der Energieverbrauch im Zehn-Jahres-Trend
erstmals seit vielen Jahren nicht weiter gestiegen. Zudem hat der
Ausstoß des klimaschädlichen CO2 messbar abgenommen und
konnte vom Wirtschaftswachstum entkoppelt werden.

Auch ist die Qualität von
Grundwasser, Flüssen und Seen
ungebrochen hoch; immer mehr
Flächen werden für Naturschutz-
ziele gesichert. Zugenommen
haben dagegen die Gefährdung
wertvoller Tier- und Pflanzenar-
ten, der Flächenverbrauch sowie
die Lärmbelastung der Men-
schen, vor allem in Ballungsge-
bieten. Fakt ist: Der Nutzungs-
druck auf Bayerns Natur und
Umwelt wird weiter zunehmen.
Schließlich hat Bayern mit 7,5
Prozent das bundesweit stärkste
Bevölkerungswachstum zu ver-
zeichnen.

Nachhaltigkeitsindikatoren

Der vom Bayerischen Landes-
amt für Umwelt (LfU) in Koope-
ration mit dem Landesamt für
Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit (LGL), der Landesan-
stalt für Landwirtschaft (LfL)
und der Landesanstalt für Wald-
und Forstwirtschaft (LfW) er-
stellte Bericht stützt sich auf um-
weltbezogene Nachhaltigkeitsin-
dikatoren, wie z. B. CO2-Aus-
stoß, Energieverbrauch oder Ent-
wicklung der Rote-Liste-Arten.
Weitere Indikatoren sind Klima-
schutz, Artenvielfalt, Flächen-
verbrauch und Wasser.

CO2-Ausstoß gesenkt

Trotz der positiven Wirt-
schaftsentwicklung konnte der
Ausstoß des klimaschädlichen
CO2 in den vergangenen zehn
Jahren gesenkt werden, allein
von 2001 bis 2004 um insgesamt
6,6 Millionen Tonnen. Der Ver-
brauch von Primärenergie, der
seit den 70er Jahren um 40 Pro-
zent zugenommen hat, steigt seit
langem nicht mehr weiter an. Bis
2010 will Bayern die CO2-
Emissionen auf insgesamt 80
Millionen Tonnen pro Jahr be-
grenzen. In den nächsten vier
Jahren investiert der Freistaat zu-
sätzlich zu den jährlich 100 Euro
Millionen insgesamt weitere 350
Millionen Euro im Rahmen des
Klimaprogramms 2020 - insge-
samt 750 Millionen Euro.

Die Gefährdung der Vielfalt
der Arten ist ein globales Pro-
blem, das auch vor Bayern nicht
Halt macht. Der Anteil ungefähr-
deter Arten ging inzwischen auf
38 Prozent zurück. Der Klima-
wandel könnte Bayern in den

nächsten Jahrzehnten einen zu-
sätzlichen Artenverlust besche-
ren. Auf der anderen Seite grei-
fen die bayerischen Artenhilfs-
programme: Weißstorch oder
Wanderfalke beispielsweise konn-
ten im Gefährdungsgrad zurück-
gestuft werden. Die für Natur-
schutzziele gesicherten Flächen
konnte Bayern inzwischen auf
13,5 Prozent der Landesfläche
ausbauen. In den letzten zehn
Jahren hat Bayern für Natur-
schutz und Landschaftspflege
rund 300 Millionen Euro inve-
stiert. Im Klimaprogramm 2020
stehen in den nächsten vier Jah-
ren 8 Millionen Euro für Anpas-
sungsmaßnahmen im Natur-
schutz zur Verfügung, u. a. für
ein Sonderprogramm zur Stabili-
sierung der genetischen Vielfalt.

Flächensparen

Von 2000 bis 2004 konnte in
Bayern der Flächenverbrauch
von über 28 Hektar pro Tag auf
15 Hektar pro Tag nahezu hal-
biert werden. Inzwischen hat
der allgemeine Aufschwung in
Deutschland dazu geführt, dass
der Flächenverbrauch wieder zu-
genommen hat: 2006 lag er bei
20,6 Hektar pro Tag. Flächen-
sparen ist deshalb ein Schwer-
punkt des bayerischen Boden-
schutzprogramms. Häufig haben
innerörtliche Flächen noch Po-
tenziale von mehr als 20 Prozent
für eine Bebauung oder Nach-
verdichtung. Diese gilt es zu nut-
zen. Das Bündnis zum Flächen-
sparen informiert über Foren und
Ausstellungen, Entscheidungs-
träger und Bürger. Der Anteil
von Siedlungs- und Verkehrs-
flächen beträgt in Bayern 11 Pro-
zent und liegt damit unter dem
Bundesdurchschnitt von 13 Pro-
zent.

Hohe Gewässerqualität

Zwei Drittel der bayerischen
Fließgewässer haben heute min-
destens Güteklasse II oder bes-
ser - sind also nur mäßig bis gar
nicht belastet. Auch die Grund-
wasserqualität ist hervorragend:
Zwei Drittel des Trinkwassers
werden ohne weitere Aufberei-
tung an die Verbraucher abgege-
ben. Die gute Situation ist vor al-
lem auf den staatlich unterstütz-
ten, landesweiten Ausbau der
Abwasserreinigung zurückzu-

führen: Der Anschlussgrad liegt
heute bei 96 Prozent. Die hohe
Gewässergüte in Bayern zeigt
sich auch bei den Seen. Ziel ist,
bis 2015 einen guten ökologi-
schen Zustand und eine entspre-
chende Wasserqualität in allen
Gewässern zu bewerkstelligen.

Umweltminister Bernhard zu-
folge arbeitet Bayern seit Jahren

konsequent an einer nachhalti-
gen Entwicklung: Bereits 1997
habe der Freistaat mit der Bay-
ern Agenda 21 eine eigene
Nachhaltigkeitsstrategie vorge-
legt. Nachhaltige Entwicklung
in den Kommunen werde nach
dem Motto „Wir für uns“ mit
der Kommunalen Agenda 21
und dem „Netzwerk nachhalti-
ge Bürgerkommune“ gefördert.
Außerdem setzte sich Bayern
im dritten Umweltpakt mit der
Wirtschaft seit 2005 für „öko-
logisch verträgliches Wachs-
tum“ ein. DK

Bayerisches Landesamt für Umwelt:

Hausmüllbilanz 2006
Einen detaillierten Überblick über die im Jahr 2006 in Bayern
durchgeführten Maßnahmen zur Vermeidung, Verwertung und
Entsorgung von Abfällen aus Haushalten gibt die Broschüre
„Hausmüll in Bayern – Bilanzen 2006“, herausgegeben vom
Bayerischen Landesamt für Umwelt. Geprägt war das Jahr vor
allem durch die Abfallablagerungsverordnung, die das erste Mal
ganzjährig gegolten hat.

Die entsorgungspflichtigen Kör-
perschaften in Bayern förderten
auch 2006 aktiv die Abfallver-
meidung und -verwertung. Er-
folgreicheAktivitäten der Vorjah-
re wurden hierzu fortgeführt
oder ausgebaut. Als ständige An-
sprechpartner standen den Haus-
halten und Gewerbebetrieben gut
200 Abfallberater mit kompeten-
tem Rat zur Verfügung.

Holsysteme

Die Erfassung von Wertstoffen
mittels Holsystemen blieb laut
Bericht 2006 etwa auf dem Ni-
veau des Vorjahres. Folgende
Systeme wurden den Bürgern
zur Verfügung gestellt: Biotonne
(78 Körperschaften - wie im Vor-
jahr), Papiertonne (60 Körper-
schaften - wie im Vorjahr), Pa-
piersack (3 Körperschaften - wie
im Vorjahr), regelmäßige Bün-
delsammlung von Papier (40
Körperschaften - 39 im Vorjahr),
Gelbe Tonne (teilweise in Ver-
bindung mit dem Gelben Sack;
10 Körperschaften - wie im Vor-
jahr), Gelber Sack (52 Kör-
perschaften - wie im Vorjahr),
2-Sack-System für gebrauchte
Verkaufsverpackungen (2 Kör-
perschaften - wie im Vorjahr),
Straßensammlung von Alttextili-
en (40 Körperschaften - 39 im
Vorjahr), Elektro-/Elektronikalt-
geräte (41 Körperschaften - 38
im Vorjahr).

Bringsysteme

Das Angebot an Bringsyste-
men blieb trotz einer geringen
zahlenmäßigen Reduzierung
auch 2006 weiterhin qualitativ
auf hohem Niveau. Im Jahr 2006
waren in zehn Landkreisen Wert-
stoffmobile im Einsatz. 82 Kör-
perschaften erfassten Problem-
abfälle über mobile Sammlun-
gen. In 95 von 96 Körperschaf-
ten standen den Bürgern insge-
samt 1698 Wertstoffhöfe zur
Verfügung. Bayernweit wurden
2006 ca. 4,09 Mio. Tonnen Wert-
stoffe erfasst und einer Verwer-
tung zugeführt (2005: ca. 4,03
Mio. Tonnen).

Etwa 3,67 Mio. Tonnen Bau-
restmassen wurden 2006 ver-
wertet. Den entsorgungspflichti-
gen Körperschaften lagen Daten
zu ca. 558.502 Tonnen verwerte-
ten Gewerbeabfällen vor. Dies
waren Grüngut, Bioabfall, Bau-
stellenabfälle, verwerteter Schrott
und verwertete Asche aus der
thermischen Behandlung von
Gewerbeabfällen sowie sonstige
gewerbliche Wertstoffe. Von die-
ser Gesamtmenge gingen 2006
ca. 253.349 Tonnen zur energeti-
schen Verwertung.

2006 nutzten die entsorgungs-
pflichtigen Körperschaften 316
Anlagen (2005: 314 Anlagen),
davon 280 innerhalb Bayerns,

zur Sortierung, Aufbereitung
und Verwertung von Wertstof-
fen, Haushaltsabfällen und haus-
müllähnlichen Gewerbeabfällen.
Die Gesamtanliefermenge an al-
le Anlagen betrug 1,80 Mio.
Tonnen. Insgesamt 130 Sortier-
anlagen (140 im Vorjahr) verar-
beiteten Wertstoffe, Haushalts-
abfälle und hausmüllähnliche
Gewerbeabfälle. 151 Anlagen
wurden zur Aufbereitung von
Wert- und Altstoffen genutzt.
Die verbleibenden 35 Anlagen
waren Verwertungsanlagen, die
überwiegend für Altholz, Sperr-
müll und organische Abfälle
(Grüngut) genutzt wurden.

An 218 Kompostieranlagen
und 2 Vergärungsanlagen wur-
den insgesamt ca. 666.500 Ton-
nen Grüngut angeliefert. Insge-
samt wurden rund 848.000 Ton-
nen Bioabfälle und Grüngut zu
74 bayerischen Bioabfall-Kom-
postieranlagen (73 im Vorjahr)
und 15 Vergärungsanlagen (18
im Vorjahr) geliefert. Ca. 24.000
Tonnen Bioabfall wurden zur
Verwertung zu 7 Anlagen außer-
halb Bayern verbracht.

Restabfallaufkommen

Im Jahr 2006 fielen insgesamt
2.428.401 Tonnen Restabfall an
- ein Anstieg um 1,7 % gegenü-
ber dem Vorjahr. Der rückläufige
Trend des Restabfallaufkom-
mens, der seit 1991 über die Ab-
fallbilanzen dokumentiert ist,
setzte sich damit im Bilanzjahr
nicht weiter fort. Für die Haus-
haltsabfälle, die sich aus Haus-,
Geschäfts- und Sperrmüll zu-
sammensetzen, war 2006 ein
leichter Anstieg zu verzeichnen.
Eine deutlichere Zunahme gab
es bei den hausmüllähnlichen
Gewerbeabfällen.

Das Gesamtabfallaufkommen
pro Einwohner stieg 2006 von
494,8 kg auf 506,7 kg. Die erfas-
ste Wertstoffmenge übersteigt in
den vergangenen Jahren die je-
weilige Restabfallmenge deut-
lich. Die Verwertungsquote in
Bayern lag 2006 bei 71,8 % nach
71,4 % im Vorjahr. Die 2006 in
Bayern angefallene Restabfall-
menge von 2.428.401 Tonnen
wurde zu 97,3 % thermisch be-
handelt. Einer mechanisch-biolo-
gischen Vorbehandlung wurden
1,5 % zugeführt. Alle Körper-
schaften behandelten den in
ihrem Gebiet angefallenen Rest-
abfall oder Teilmengen davon in
thermischen Anlagen. Bayern-
weit standen zur thermischen Be-
handlung 16 Anlagen mit einer
Gesamtkapazität von ca. 3,2 Mio.
Tonnen zur Verfügung. In der ein-
zigen mechanisch-biologischen
Anlage Erbenschwang im Land-
kreis Weilheim-Schongau wur-
den im Berichtsjahr knapp 37.000
Tonnen Restabfall behandelt.

Deponieklassen

Ende des Jahres 2006 waren in
Bayern noch 36 Deponien der
Deponieklasse I und II in Be-
trieb. Die gesamte Ablagerungs-
menge ging von ca. 619.000
Tonnen im Vorjahr auf knapp
582.000 Tonnen zurück. Der An-
teil der abgelagerten Menge an
Aschen und mechanisch-biolo-
gisch vorbehandelten Abfällen
betrug rund 196.000 Tonnen.
Auf den Deponiestandorten in
Bayern wurden im Bilanzjahr ca.
669.000 Tonnen Abfälle bei Ver-
wertungsmaßnahmen eingesetzt.
Ende 2006 stand ein genehmig-
tes Restvolumen der Deponie-
klassen I und II von 10,7 Mio.
m3 zur Verfügung. DK

Naturverträgliche Steuerung von Tourismusaktivitäten:

Integrierte Lösungen
und Konzepte

Viele Zielkonflikte zwischen dem Natur- und Artenschutz auf
der einen Seite und den unterschiedlichsten Formen von Touris-
mus, Freizeit und Erholung auf der anderen Seite werden trotz
vielfältiger Bemühungen oftmals nicht zufriedenstellend gelöst.
Da sektorale Lösungen häufig zu kurz greifen, sind integrierte
Konzepte gefragt, die den Nutzungen Rechnung tragen und
größere Raumeinheiten (z. B. gesamtes Gebiet einer oder meh-
rerer Gemeinden, Naturparke, Regionen) mit einbeziehen.

Inhalt der LfU-Fachtagung
„Naturverträgliche Steuerung
von Tourismus- und Freizeitakti-
vitäten“ in Augsburg war es da-
her, zunächst die Ansprüche und
Ziele der an solchen Konzepten
zu beteiligenden Personen- und
Interessengruppen zu formulie-
ren. So kamen u. a. Vertreter von
Tourismus und Freizeit, Natur-
schutz und Landschaftsentwick-
lung, Kommunen, Natursportler,
und Landschaftsplaner zu Wort.
Ein weiterer Teil der Tagung um-
fasste die Vorstellung wegwei-
sender Beispiele (Best practice)
für integrierte Konzepte. Neben
einem Modellprojekt im bayeri-
schen Alpenraum, das unter Mit-
wirkung des LfU durchgeführt
wurde, wurden außeralpine
bayerische Beispiele sowie Pro-
jekte aus Baden-Württemberg
und der Schweiz präsentiert.

Neuartiges Konzept

Im Rahmen eines Pilotprojekts
des LfU auf dem Gebiet der
Marktgemeinde Bad Hindelang
im Landkreis Oberallgäu wurde
mit aktiver Mitwirkung der politi-
schen Gemeinde, des Deutschen
Alpenvereins sowie von Jägern,
Förstern und Grundbesitzern am
„Runden Tisch“ ein neuartiges
Konzept erprobt. Es beinhaltet
dieAbgrenzung und Realisierung
von Ruhezonen, die auf vorwie-
gend freiwilliger Basis frei von
Störungen für Wildtiere bleiben.
Aus den Erfahrungen wurde ein
Leitfaden für Tourismusgemein-
den mit bayernweiter Anwend-
barkeit entwickelt. Diese Hand-
reichung dient alsArbeitshilfe für
touristisch interessierte Gemein-

den, um die natürlichen Qualitä-
ten, den Schutz von Arten, Le-
bensräumen und Landschaften
und die vielfältigen menschlichen
Nutzungsbedürfnisse in der Frei-
zeit besser in Einklang zu bringen.

Sechs Thesen

Wie Stefan Fredlmeier, Fran-
kenwald Tourismus Service Cen-
ter, Kronach, erläuterte, werden
Tourismus und Naturschutz im
Allgemeinen als Bereiche mit
entgegen gesetzten Zielsetzungen
wahrgenommen. Dies gehe zu-
rück auf die Tatsache, dass jegli-
che touristische Aktivität in der
Natur unvermeidlich eine Stö-
rung bedeutet. Der Stellenwert
des Tourismus als Wirtschaftsfak-
tor erfordere indes denAufbau ei-
ner Kooperations- und Kommu-
nikationsebene, auf der Konflikte
gelöst, negative Effekte mini-
miert und trotzdem eine gesunde
wirtschaftliche Wertschöpfung
erreicht werden kann. Anhand
von sechs Thesen näherte sich
Fredlmeier dieser Forderung an:
1. Geschützte Natur ist touri-
stisch attraktiv und wird zuneh-
mend vermarktet.
2. Tourismus in Schutzgebieten
sensibilisiert die Bevölkerung für
Naturschutz.
3. Angebots- statt Verbotsstrate-
gie erleichtert die Kanalisierung.
4. Nachhaltigkeit muss ein
Hauptprinzip des Tourismusleit-
bildes werden.
5. Nachhaltiger Tourismus be-
darf eines Netzwerkes.
6. Auch nachhaltiger Tourismus
muss hochwertig sein.

Konfliktpotenzial

Mit Gemeinsamkeiten zwi-
schen Anliegen von Tourismus/
Freizeit und Naturschutz/Land-
schaftsentwicklung wartete wie-
derum Walter Grath, Erster Bür-
germeister, Markt Oberstaufen,
auf. Er vertrat die Auffassung,
dass zwischen Tourismus/Freizeit
und Naturschutz/Landschaftsent-
wicklung vordergründig mehr
Gegensätze als Gemeinsamkeiten
bestehen. Bei näherer Betrach-
tung aber stelle sich die Situation
doch etwas anders dar, so Grath.
So seien die Tourismusregionen
überwiegend keine Natur-, son-
dern Kulturlandschaften, die über
Jahrhunderte durch die land- und
alpwirtschaftliche Nutzung ge-
prägt wurden. In praktisch allen
Tourismusregionen lebe die
Landwirtschaft zumindest teil-
weise bzw. profitiere direkt und
indirekt von der Tourismuswirt-
schaft und sei deshalb in der La-
ge, ihre Arbeit als Landschafts-
pfleger und Erhalter der gewach-
senen Kultur zu erbringen.

Konflikte gebe es in den Berei-
chen, in denen überbordender Ta-
gesausflugsverkehr die Bewirt-

schaftung der landwirtschaftli-
chen, vor allem aber der alpwirt-
schaftlichen Flächen beeinträch-
tigt, fuhr Grath fort. Hier gelte
es, durch geeignete Verkehrs-
konzepte, wie z. B. Stärkung des
ÖPNV oder Kanalisierung der
Besucherströme diese Konflikte
zu mindern bzw. zu beseitigen.
Die Kommunen seien gefordert,
mit allen am Tourismus Beteilig-
ten und der Land- und Alpwirt-
schaft dafür zu sorgen, dass Pro-
blempunkte zwischen den Betei-
ligten rechtzeitig besprochen
und wenn möglich ausgeräumt
werden. Ein weiterer wichtiger
Punkt sei es, die Direktvermark-
tung der landwirtschaftlichen
Produkte zu fördern. DK
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Mit uns können Sie rechnen!

Die Einführung der doppischen
Buchungsweise in Kommunen,
die „seit Anbeginn der Zeit“ ka-
meral gebucht haben, ist eine
Riesenaufgabe. Gut, dass wir
damit Riesenerfahrung haben.

Unterhalten Sie sich mit uns.
konsequent in Doppik

Herzogspitalstraße 24

Telefon 089/5903-0
Fax 089/5903-1845

80331 München

mailbox@akdb.de
http://www.akdb.de

AKDB
PARTNER DER KOMMUNEN

Verabschiedung von AKDB-Direktor Alfred Trageser:

Mann der ersten Stunde
Seit Jahrzehnten ist die kommunale IT-Landschaft in Bayern eng
mit dem NamenAlfred Trageser verknüpft.An seinem letztenAr-
beitstag Ende Januar fand im Münchner Künstlerhaus nun in fei-
erlichem Rahmen die Verabschiedung des Geschäftsführenden
Direktors der AKDB statt. Geladen waren hierzu 170 Gäste aus
allen Bereichen und Ebenen der Kommunalverwaltung.

Nach der Begrüßung durch
den Vorsitzenden des Verwal-
tungsrates der AKDB, Landrat
Roland Schwing, lobte Innenmi-
nister Joachim Herrmann in sei-
ner Festrede sowohl die AKDB
als auch den scheidenden Vor-
stand persönlich: „Die kommu-
nale IT-Landschaft in Bayern ist
seit Jahrzehnten mit dem Namen
Alfred Trageser verknüpft. Die
rund 700 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der AKDB ein-
schließlich ihrer vier Tochter-
unternehmen bilden ein in
Deutschland einzigartiges Kom-
petenzzentrum für kommunale
Informationstechnik. Nicht ohne

Vertriebsdirektor mit der Leitung
dieser Abteilung beauftragt.
Zum 1. Mai 2004 sei Trageser
zum Geschäftsführenden Direk-
tor der AKDB bestellt worden.

Landesweites Engagement

Herrmann zufolge hatte Tra-
geser maßgeblichen Anteil am
Bemühen der kommunalen Spit-
zenverbände, eine gemeinsame
Einrichtung für die elektronische
Datenverarbeitung zu schaffen.
Bereits zu einer Zeit, als die Ein-
führung der EDV in den Kom-
munen noch als reine Zukunfts-
vision gesehen wurde, habe er

zeigte sich laut Herrmann auch
durch seine Mitarbeit in der Ar-
beitsgemeinschaft der Kommu-
nalen Datenzentralen (AKD).
Unter seiner aktiven Mitwirkung
wurde diese im Jahr 2006 ab-
gelöst durch die Bundesarbeits-
gemeinschaft kommunaler öf-
fentlich-rechtlicher IT-Dienstlei-
ster VITAKO, deren Gründung
Trageser maßgeblich vorange-
trieben hat.

Paradebeispiel

„Die Gründung der AKDB ist
ein Paradebeispiel für eine lan-
desweite Zusammenarbeit“, er-
klärte Bayerns Innenminister. Es
sei auch Tragesers Verdienst,
dass die AKDB den aktuellen
Herausforderungen gewachsen
ist. Dies habe sich bei der Ein-
führung der Doppik, wo „wahre
Pionierarbeit“ geleistet wurde,
wieder einmal bestätigt. Sehr er-
folgreich habe der AKDB-Präsi-
dent auch beim Internetportal,
dem NKFW-Netzwerk Bayern,
mit den kommunalen Spitzen-
verbänden, dem Prüfungsver-
band und dem Innenministerium
zusammengearbeitet.

Anspruchsvolle Projekte

Ein entscheidender Beitrag sei
ebenso zur Elektronisierung des
Meldewesens geleistet worden,
fuhr Herrmann fort. Nachdem
den AKDB-Kunden bereits 2004
die Serviceleistung elektronische
Rückmeldung angeboten wer-
den konnte, sei Bayern somit das
erste Bundesland gewesen, in
dem flächendeckend elektroni-
sche Rückmeldungen zum Nut-
zen der Meldebehörden ausge-
tauscht wurden. „Auch andere
komplexe und anspruchsvolle
Projekte wie beispielsweise das
bundesweit einmalige Bayeri-
sche Behördeninformationssy-
stem, kurz BayBIS, wären ohne
das Know-how der AKDB und
ihrer Mitarbeiter so nicht vor-
stellbar“, ergänzte der Minister
und schloss: „Die Bayerische
Staatsregierung weiß, was Sie
für den Freistaat und für unsere
kommunale Familie geleistet ha-
ben. Sie waren ein stets kom-
petenter und verlässlicher An-
sprechpartner.“

Kompetenz und
Verbindlichkeit

Ismanings Erster Bürgermei-
ster Michael Sedlmair, Vorsit-
zender der Hauptverwaltung der
AKDB, ging in seiner Laudatio
auch auf den Lebensweg Alfred
Tragesers ein. Er wünschte dem
bereits in jungen Jahren sportli-
chen gebürtigen Unterfranken
nicht nur alles Gute für seinen
Ruhestand, sondern auch seinen
Nachfolgern, Alexander Schroth
als neuem Vorstandsvorsitzen-
den und Rudolf Schleyer als Mit-
glied des Vorstands, viel Erfolg

und Schaffenskraft zum Wohl der
AKDB und ihrer Kunden. Im
Namen aller Mitarbeiter der
AKDB dankte Sedlmair „für 37
Jahre fachliche und menschliche
Kompetenz und Verbindlich-
keit“. Trageser habe auf das Ziel,
ein verlässlicher und innovativer
Partner der Kommunen zu sein,
„mit Ausdauer und Kreativität“
kontinuierlich hingearbeitet.

Einsatz im sozialen Bereich

„Wenn ich gemeinsam mit Ih-
nen einen Blick in die Zukunft
wagen will, dann wird mir um
Sie nicht bange“, meinte Sedl-
mair: „Sie können nun Zeit mit
Ihrer Familie verbringen, die Sie
im unermüdlichen Einsatz auf
zahlreichen Dienstreisen entbeh-
ren mussten. Eine schöne Sache
ist es, dass Sie sich im sozialen
Bereich engagieren. Sie nutzen
Ihre Ressourcen, Kenntnisse und
Kontakte, um im Rahmen des
Rosenheimer Projekts ‚Jugend
in Arbeit’ Hauptschülern eine
Lehrstelle zu verschaffen.“

Stationen einer
erfolgreichen Laufbahn

Alfred Trageser bedankte sich
mit einer geistreichen Rede für
die zahlreichen guten Wünsche
und blickte kurz auf einige be-
deutende Stationen seiner Lauf-
bahn bei der AKDB zurück.
Abschließend ergriff Alexander
Schroth das Wort und bedankte
sich persönlich für die ausge-
zeichnete Zusammenarbeit, be-
sonders in den vergangenen vier
Jahren als Vorstandskollegen.
Mit Blick in die Zukunft kündig-
te Schroth an, dass die AKDB
sich als hoch innovatives Unter-
nehmen den künftigen Heraus-
forderungen entschlossen stellen
wird, um ihre Stellung als dem

Alfred Trageser (l.) mit Innenminister Joachim Herrmann.

kommunalen IT-Dienstleister in
Bayern und das Softwarehaus
für kommunale Fachanwendun-
gen in der Bundesrepublik wei-
ter auszubauen.

Abgerundet wurde die festli-

che Veranstaltung von einem
Auftritt des Kabarettisten Gerd
Fischer, der die Festgesellschaft
mit seinen oberbayrisch-fränki-
schen Frotzeleien genussvoll un-
terhielt. DK

Grund werden heutzutage in vie-
len kommunalen Rechenzentren
in Deutschland Anwendungsver-
fahren der AKDB eingesetzt.“

Startschuss 1971

Bereits beim Bayerischen Ge-
meindetag habe Trageser im Jahr
1969 die Leitung eines kleinen
Rechenzentrums mit 15 Mitar-
beitern übernommen und ab die-
sem Zeitpunkt die Gründung der
späteren Anstalt für Kommunale
Datenverarbeitung in Bayern
vorbereitet, erläuterte Herrmann.
Als „Mann der ersten Stunde“
begann er mit Aufnahme des
Dienstbetriebs der AKDB am
1. Oktober 1971 seine Tätigkeit
bei der AKDB als „Vertragsbe-
amter“ im Höheren Dienst. Mit
Gründung der Abteilung Vertrieb
wurde er am 1. Mai 1989 als

dort aktiv für diese neue, zu-
kunftsweisende Form des Ver-
waltungshandelns geworben. Es
sei ihm ein großes Anliegen ge-
wesen, die Verantwortlichen in
den Gemeinden, Städten und
Landkreisen davon zu überzeu-
gen, dass mit den neuen Techno-
logien Verwaltungsprozesse er-
leichtert werden können. Dazu
sei Alfred Trageser tausende von
Kilometern kreuz und quer
durch Bayern gefahren und habe
unzählige Abendstunden in Ver-
sammlungen und Zusammen-
künften verbracht. „Dass AKDB
deshalb ‚Alfred kurvt durch
Bayern’ bedeutet, ist allerdings
nur ein Gerücht“, meinte Herr-
mann schmunzelnd.

Tragesers Engagement für die
rationellere Erledigung von Ver-
waltungsprozessen durch die
elektronische Datenverarbeitung

Outsourcing überzeugt
Inntaler Bürgermeister

Anwendungsverfahren von Flintsbach a. Inn und
Nußdorf a. Inn in AKDB-Rechenzentrum ausgelagert

Die Inntalgemeinden Flintsbach a. Inn und Nußdorf a. Inn ge-
hen künftig mit ihren EDV-Anwendungen den Weg der Ausla-
gerung auf einen externen Dienstleister, wie dies auch in der
freien Wirtschaft seit einiger Zeit erfolgreich praktiziert wird.
Nach jahrelanger erfolgreicher Zusammenarbeit der beiden
Gemeinden mit der AKDB (Anstalt für Kommunale Datenver-
arbeitung in Bayern), dem marktführenden Anbieter kommu-
naler Softwarelösungen, unterzeichneten die Bürgermeister
Wolfgang Berthaler aus der Gemeinde Flintsbach a. Inn und
Sepp Oberauer aus der Gemeinde Nußdorf a. Inn jetzt einen
Vertrag mit dem Vorstand der AKDB, Rudolf Schleyer, zur
Auslagerung ihrer EDV-Verfahren ins AKDB-Rechenzentrum.

Die einzelnen Abteilungen der
beiden Gemeinden, vom Ein-
wohnermeldeamt über die Käm-
merei bis hin zur Personalstelle,
greifen dann über Datenverbin-
dungen immer auf die aktuellste
Software zu, die im Rechenzen-
trum läuft. Vor Ort, in den Ge-
meindeverwaltungen, muss die
Software und Systemtechnik
nicht mehr bereitgehalten wer-
den. Als moderner Dienstleister
stellt die AKDB in ihrem Re-
chenzentrum die Anwendungs-
verfahren wie etwa Einwohner-,
Finanz- und Personalwesen rund
um die Uhr zur Nutzung für die
Gemeinden bereit.

Die beiden Bürgermeister wa-
ren schnell von den vielen Vortei-
len des Outsourcings überzeugt,
insbesondere geringere Investi-
tionen für Hardware, Lizenzen,
Systemsoftware, Datenbanken.

Außerdem sind Datensicherheit
und -schutz sowie Notfallvorsor-
ge beim Outsourcing-Angebot
der AKDB umfassend gewähr-
leistet.

Dienst am Bürger

Durch die Nutzung qualifizier-
ter Systembetreuung durch Spe-
zialisten in diesem professionel-
len Rechenzentrumsbetrieb der
AKDB ergeben sich außerdem
Einsparungen im Personalauf-
wand bei den Gemeinden durch
Wegfall von Aufgaben für EDV-
Administratoren. Somit ergibt
sich eine bessere Konzentration
auf das Kerngeschäft. Berthaler
und Oberauer kommentierten das
so: „Die kommunalen Verwaltun-
gen sind schließlich für ihre Bür-
ger da und nicht dazu, EDV-Sy-
steme zu betreiben.“

Bayerische IT-
Vorreiterrolle bestätigt
dynaTrace software eröffnete Niederlassung in München

Die Attraktivität Bayerns für Unternehmen aus dem Informati-
ons- und Kommunikationssektor hält unvermindert an: Das in-
ternational tätige Unternehmen dynaTrace software hat nun eine
neue Niederlassung in München eröffnet. Wirtschaftsministerin
Emilia Müller freut sich über den weiteren Zuwachs in der Me-
tropolregion München: „Die Ansiedlung von dynaTrace software
beweist einmal mehr die exzellenten Standort- und Wachstums-
bedingen in Bayern und in der Region München. dynaTrace soft-
ware profitiert am neuen Standort besonders von den hochquali-
fizierten Arbeitskräften und dem ausgezeichneten Forschungs-
und Universitätsumfeld. Mehr als 1.300 ausländische High-Tech-
Unternehmen haben sich bereits für Bayern entschieden. Diese
Erfolgsbilanz spricht für sich“, so Müller.

Bayern und der Großraum
München liege beiArbeitsplätzen
in der Informations- und Kom-
munikationsbranche in Deutsch-
land an der Spitze. Innovationen
in vielen Bereichen wie digitale
Technologien, mobile Kommuni-
kation und Software machten die
bayerische Landeshauptstadt zum
IT-Standort Nr. 1 in Europa. Mül-
ler: „Die neue Niederlassung von
dynaTrace software bekräftigt
auch den Erfolg der Cluster-Of-
fensive Bayern. Wir haben dabei
bewusst einen der Schwerpunkte

in der technologietreibenden und
hochdynamischen IT-Branche
gesetzt. Dies zahlt sich unter an-
derem durch Neuansiedlungen
aus. Dazu trägt auch die optimale
Betreuung bei, die Unternehmen
bei allen Fragen um den Wirt-
schaftsstandort Bayern durch In-
vest in Bavaria erhalten.“

Werner Maas, Vice President
EMEA Channel von dynaTrace
software, sieht die Münchener
Niederlassung strategisch ideal
platziert: „Deutschland zählt für
uns zu den wichtigsten Kern-

märkten. Wir sind nun in der
Lage, unsere Kunden aus einem
starken Wachstumsmarkt her-
aus optimal zu bedienen. Bay-
ern bietet uns eine sehr gute
Möglichkeit für unser Wachs-
tum in Richtung Nordeuropa.
Die Verfügbarkeit von hochqua-
lifizierten Experten in den Be-
reichen Software Support, Pre-
sales sowie Key Account Mana-
gement runden das positive Ge-
samtbild ab.“

Das im Jahr 2005 in Linz
(Österreich) gegründete Unter-
nehmen dynaTrace software ist
Technologieführer bei Perfor-
mance- und Fehlerdiagnose-Soft-
ware für geschäftskritische Java-
und .NET-Anwendungen. Das
Unternehmen beschäftigt etwa 65
Mitarbeiter an den Standorten
Linz (Österreich), Boston (USA)
sowie München.
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Verwaltung von PCs und anderen IT-Ressourcen

Mehr Überblick durch eine systematische Verwaltung von
Hardware, Software, Anwendern, Räumen, Lieferanten, Ver-
trägen und Problemfällen.

Informationen zu Hardware-Eigenschaften und auf den PCs
installierten Softwarelizenzen werden automatisch ermittelt.

User HelpDesk zur Verwaltung von Störfällen, optional unter
Nutzung des hauseigenen Intranet

Übersichtliche und umfassende Verwaltung von Garantielauf-
zeiten und Wartungsverträgen

Auch einsetzbar als Inventarverwaltung für Büromöbel, Ein-
richtungsgegenstände und sonstige Ressourcen

Die Option Quadriga-Mobile macht den Pocket PC zum mo-
bilen Informationssystem für IT-Ressourcen. Verbunden mit
einem handlichen Barcode-Scanner dient er auch als Hilfs-
mittel für Bestandskontrollen, Wareneingänge und Umstel-
lungen.

NEU: Die überarbeitete Bedieneroberfläche erleichtert den
Einstieg und vereinfacht viele Arbeitsabläufe.

IT-Ressourcenverwaltung
Kommunalen EDV-Abteilungen bietet die von der Firma

Quadriga Informatik entwickelte Softwarelösung Quadriga-IT
einen umfassenden Überblick über die eingesetzten Hard- und
Softwarekomponenten, die zugehörigen Anwender, Lieferan-
ten, Verträge, Räume und die aufgetretenen Problemfälle. Dar-
über hinaus kann Quadriga-IT auch als allgemeine Inventar-
verwaltung für Einrichtungsgegenstände und technisches
Gerät dienen.

Auf der CeBIT stellt Quadriga Informatik aus in Halle 6,
Stand A33. Hier können sich Besucher von 4. bis zum 9. 3.
2008 einen Eindruck von der neuen Version der Software ver-
schaffen. Die neu gestaltete Bedieneroberfläche vereinfacht
viele Arbeitsabläufe, sodass sich neue Anwender schnell zu-
rechtfinden und erfahrene Anwender Zeit bei der Erledigung
der täglichen Aufgaben sparen.
Weitere Informationen unter: www.quadriga.de.

CeBIT 2008, 4. bis 9. März:

Treffpunkt für Bürgermeister
aus ganz Deutschland

Öffentliche Einkäufer erhalten Tipps zur Entwicklung von IT-Strategien
Public Sector Parc mit anwenderorientierten Bürgerservices

Hannover. Ob in einer kleinen Gemeinde oder in der Großstadt:
Bürgermeister, Verwaltungschefs und Politiker beschäftigen
sich seit Jahren mit der Frage, wie ihre Verwaltung durch den
Einsatz aktueller Informationstechnologie und in Zeiten des In-
ternets moderner, kostengünstiger und bürgerfreundlicher ge-
staltet werden kann. Für 2008 prognostizieren Experten erheb-
liche Anstrengungen für den Ausbau von IT in den Kommunen,
Ländern und auch beim Bund.

Aus diesem Grund lädt die
Deutsche Messe Hannover in Zu-
sammenarbeit mit den kommuna-
len Spitzenverbänden der Länder
Bürgermeister, Landräte, Haupt-
amtsleiter und kommunale IT-
Verantwortliche zu speziellen ge-
führten CeBIT-Rundgängen ein.

IT-Strategie-Kongress
für öffentliche Einkäufer

Im Rahmen des Public Sector
Parc veranstaltet die CeBIT am
6. März gemeinsam mit der
Wegweiser GmbH Berlin und
weiteren Partnern einen IT-Stra-
tegie-Kongress für öffentliche
Einkäufer. Unter dem Titel „2.
Zukunftswerkstatt öffentlicher
Einkauf“ erinnern Experten dar-
an, dass neben den Investitionen
in IT auch die Anforderungen an
die eingesetzten Technologien
und die Effizienz von IT-Projek-
ten steigen. Um Fehlentwicklun-
gen und -investitionen zu ver-
meiden und eine nachhaltige Be-
schaffung von IT zu sichern, sei
eine stringente IT-Strategie der
öffentlichen Hand vonnöten.

Wie eine solche Strategie aus-
sehen kann, erfahren Entschei-
der aus Verwaltung und Wirt-
schaft auf dem Kompaktkon-
gress in Hannover. Außerdem er-
halten sie Informationen rund
um IT-spezifische Vorschriften
des Vergaberechts. Details unter
www.wegweiser.de.

Anwenderorientierte
Bürgerservices im Fokus

Die CeBIT zeigt intelligente
ITK-Lösungen zur Modernisie-
rung der öffentlichen Hand im
Public Sector Parc in Halle 9.
Auf einer Fläche von 11.000
Quadratmetern präsentieren sich
rund 250 Unternehmen, darunter
unter anderem Agresso, Faba-
soft, Fujitsu Siemens Compu-
ters, IBM, MACH, Materna,
SAP, Siemens sowie zahlreiche
öffentliche Institutionen und
Bundesländer. Der Public Sector
Parc richtet sich an Entscheider
auf allen Ebenen der öffentlichen
Verwaltung. Schwerpunktthe-
men des Ausstellungs- und Fo-
renprogramms sind kommunale

eGovernment-Lösungen, Geoin-
formationssysteme und Anwen-
dungen zu aktuellen Fragestel-
lungen wie EU-Dienstleistungs-
richtlinie, zentrale Service-Ruf-
nummer 115 oder ePass. Schirm-
herr und Eröffnungsredner des
Public Sector Parc ist Bundesin-
nenminister Wolfgang Schäuble.

Am 5. März 2008 tagt der In-
novatorsClub Niedersachsen auf
der CeBIT in Hannover. Im Mit-
telpunkt der Diskussionen wer-
den unter anderem die Höhe-
punkte der CeBIT 2008, die Per-
spektiven der Kommunalpolitik
vor dem Hintergrund der Globa-
lisierung und des demografi-
schen Wandels sowie das Zu-
kunftsthema eHealth stehen.

Kommunaltage

Die ganze Woche über richten
einzelne Bundesländer Kommu-
naltage aus. Nähere Informaito-

nen gibt es im Internet unter
www.cebit.de.

Zum InnovatorsClub Nieder-
sachsen zählen führende Vertre-
ter aus den Bereichen Wirtschaft,
Wissenschaft und Verwaltung.
Neben dem Hauptgeschäftsfüh-
rer der Unternehmerverbände
Niedersachsen, Dr. Volker Mül-
ler sind unter anderem der Präsi-
dent des Niedersächsischen
Städte- und Gemeindebundes,
Rainer Timmermann, CeBIT-
Chef Dr. Sven Prüser, Günter Di-
stelrath vom Sparkassenverband
Niedersachsen, die Deutsche
Post AG, EON Avacon, Micro-
soft Deutschland und zahlreiche
weitere Unternehmen Mitglied
der Initiative. Der Innovators
Club Niedersachsen wurde 2007
vom Niedersächsischen Städte-
und Gemeindebund gemeinsam
mit den Unternehmerverbänden
und Microsoft Deutschland ge-
gründet. Ziel des Clubs ist es,
Strategien zu entwickeln, die das
Land Niedersachsen zukunfts-
fähig machen.

Doppik-Lehrgang im
Landratsamt

Landkreis Aschaffenburg. Seit kurzem läuft im Landratsamt
Aschaffenburg ein Lehrgang der Bayerischen Verwaltungsschu-
le mit dem Ziel, kommunale Mitarbeiter Kenntnisse im neuen
kommunalen Finanzwesen zu vermitteln und sie mit der neuen
„doppischen“ Buchführung vertraut zu machen. Die Teilneh-
mer sind dementsprechend vor allem Kämmerer, Kassenver-
walter und Rechnungsprüfer. Bis Anfang August werden sie je-
weils freitags ihr Wissen erweitern.

Landrat Dr. Ulrich Reuter be-
grüßte am ersten Lehrgangstag
gemeinsam mit Dr. Günther Paul
von der Bayerischen Verwal-
tungsschule die ersten 15 Teil-
nehmer aus den Landratsämtern
Aschaffenburg und Miltenberg
sowie den Gemeinden Großost-
heim, Johannesberg, Karlstein,
Kleinostheim, Mömbris, Stock-
stadt und Waldaschaff.

Kernpunkt der Doppik ist die
Berücksichtigung des Ressour-
cenverbrauchs entsprechend der

in der Privatwirtschaft üblichen
kaufmännischen Buchführung.
Wie auch in der Privatwirtschaft
werden dann über Abschreibun-
gen die Wertverluste im Anlage-
vermögen berücksichtigt. Auf
diese Weise wird die Finanzsi-
tuation der Kommunen erheb-
lich transparenter.

Der Landkreis Aschaffenburg
wird ab dem kommenden Jahr
sein Finanzwesen von der Ka-
meralistik auf die doppische
Buchführung umstellen.

Fit werden im kaufmännischen Rechnungswesen wollen Käm-
merer, Kassenverwalter und Rechnungsprüfer. Bis August
drücken sie imAschaffenburger Landratsamt die Schulbank.

EU-Dienstleistungsrichtlinie:

Lösungen zur Vereinfachung
der Verwaltungsprozesse

Mit Hilfe eines integrierten Multikanal-Front-Office für die
Kunden und einem Service-Portal für den „Einheitlichen An-
sprechpartner“ begegnet IBM den Anforderungen der EU-
Dienstleistungsrichtlinie.

Die Umsetzung der EU-
Dienstleistungsrichtlinie (EU-
DLR) stellt die öffentlichen Ver-
waltungen vor enorme Heraus-
forderungen. Gleichzeitig bietet
die Richtlinie die Chance, die
Kundenorientierung der Verwal-
tungen zu verbessern und die
Standortqualität nachhaltig zu
erhöhen. Basierend auf dem im
November 2007 erschienenen
IBM Positionspapier „Im Wett-
bewerb um Dienstleister“ stellt
die IBM auf der CeBIT 2008 ei-
ne Lösung für die Umsetzung
der EU-Dienstleistungsrichtlinie
vor. Die IBM Lösung adressiert
die Anforderungen an den „Ein-
heitlichen Ansprechpartner“:
Moderne Front-Office-Konzepte
ermöglichen es, alle Verwal-
tungsaufgaben intergriert, servi-
ceorientiert und multikanalfähig
auf die Kunden auszurichten.

Einheitlicher
Ansprechpartner

Die EU-Dienstleistungsrichtli-
nie verlangt von der Öffentlichen
Hand bis Ende 2009 einen „Ein-
heitlichenAnsprechpartner“ (EAP)
für alle Behördengänge von Bür-
gern und Unternehmen und die
Möglichkeit, alle Verwaltungs-
prozesse elektronisch abwickeln
zu können. „Insbesondere die
Kommunen sind aufgefordert,
die daraus resultierenden Erwar-
tungen von Unternehmen an die

öffentlichen Verwaltungenn zu
erfüllen“, so Thorsten Kubillus,
Global Business Service der
IBM, Geschäftsbereich Öffentli-
cher Dienst. Die IBM stellt den
Kommunen mit dem Front-Offi-
ce-Konzept eine Lösung für die-
se Anforderungen zur Verfü-
gung. Im Einzelnen umfasst die
Front-Office-Lösung folgende
Funktionen:

Eine multikanalfähige und in-
tegrierte Kommunikation mit
dem EAP ermöglicht dem Un-
ternehmer, sich via Internet, Fax,
Telefon oder persönlich an die
Verwaltung zu wenden.

Mit Hilfe von regel-basierten
Informations- und Transaktions-
portalen werden nur die für den
Unternehmer relevantenAnforde-
rungen abgefragt bzw. vermittelt.

Meta-Formulare erfassen Kun-
deninformationen, so dass Daten
nur einmalig abgefragt und
anschließend in die erforderli-
chen Genehmigungsprozesse ein-
gespeist werden.

Moderne Wissensmanage-
ment-Systeme unterstützen den
EAP bei der Informationsver-
mittlung.

Ein Workflow-basiertes Fall-
management koordiniert und
steuert die Geschäftsvorfälle im
Lebenszyklus der Unternehmen
über die bestehenden Verwal-
tungsstrukturen hinweg.

Mitarbeiterportale bieten die
Möglichkeit des Austauschs, so

dass alle Beteiligten (EAP, Ser-
vice-Center, Bürgerbüro, Fach-
behörde) denselben Wissens-
stand erreichen.

Durch die Integration von
Fachverfahren werden alle Ge-
schäftsvorfälle medienbruchfrei
abgewickelt.

Eine Datendrehscheibe er-
möglicht den Kontakt zu allen
Prozessbeteiligten auch ausser-
halb der jeweiligen kommunalen
Behörden (z.B. Kammer, Sozial-
versicherungsträger).

Die IBM Lösung basiert auf
einer service-orientierten Archi-
tektur (SOA), welche die Front-
Office-Welt des EAP mit der
Back-Office-Welt der Fachver-
fahren verbindet. Die flexible und
offene IT-Architektur erlaubt es,
die bestehende IT-Infrastruktur
der Verwaltung zu integrieren
und vorhandene eGovernment-
Dienste zu nutzen. Ebenso kön-
nen bestehende Kundenschnitt-
stellen (z.B. Bürgerbüros und
die Behördenrufnummer 115)
schrittweise integriert werden.

Landesamt für Finanzen wird
SAP-Kompetenz-Center

Fahrenschon: Gütesiegel für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

„Das Landesamt für Finanzen betreibt weltweit eine der größ-
ten SAP-Installationen für Personalwirtschaft. Seine Zertifizie-
rung als SAP-Kompetenz-Center bestätigt eindrucksvoll das
eGovernment-Engagement des Freistaats Bayern beim Perso-
nalmanagement. Die Zertifizierungsurkunde ist ein Zeichen für
die fachliche Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Landesamts für Finanzen, sie ist ein Gütesiegel“, stellte
Finanzstaatssekretär Georg Fahrenschon bei der Überreichung
der Zertifizierungsurkunde „SAP-Kompetenz-Center“ an das
Landesamt für Finanzen in München fest.

Die Zertifizierung des Landes-
amts zum SAP-Kompetenz-Cen-
ter sei ein wichtiger Meilenstein
für Bayern in seiner eGovern-
ment-Initiative. Das Projekt VIVA
sei in enger und guter Zusam-
menarbeit mit SAP als Hersteller
des zugrunde liegenden Pro-
grammsystems bearbeitet und
erfolgreich abgeschlossen wor-
den. Mit VIVA würden derzeit
rd. 450.000 Zahlfälle beim Re-
chenzentrum Nord abgerechnet
und die Personal- und Stellen-
verwaltung für ca. 30.000 Perso-
nalfälle des Finanzressorts ver-
antwortet. Bayern verfüge damit
über eines der weltweit größten,
sicher aber das bundesweit um-
fassendste integrale Personal-
wirtschaftssystem. VIVA stelle
als Basiskomponente den Bay-
ernstandard für die Personal-
und Stellenverwaltung dar, be-
tonte Fahrenschon.

Im Rahmen des Projekts VIVA-
PRO sollen nun die Personalbe-

wirtschaftungen aller Ressorts
auf das Programmsystem VIVA
umgestellt werden, kündigte
Fahrenschon an. Die Bayerische
Staatsregierung habe damit früh-
zeitig das Potential der Informa-
tions- und Kommunikations-
Technologien erschlossen und
setze verstärkt auf den Einsatz
von eGovernment-Verfahren.
Dabei habe der unglaubliche
technologische Fortschritt der
letzten Jahre viele Möglichkeiten
eröffnet, die früher als Wunsch-
denken abgetan worden wären.

Die Potentiale der Informati-
ons- und Kommunikationstech-
nik zu nutzen sei, so Fah-
renschon, für die öffentliche Ver-
waltung eine große Herausforde-
rung. Dabei ergäben sich viele
Chancen. eGovernment sei ein
entscheidender Standortfaktor
im globalen Wettbewerb, verbes-
sere das Leistungsangebot der
öffentlichen Verwaltung für Bür-
ger und Unternehmen rund um

die Uhr und sei eine wichtige
Voraussetzung für zahlreiche
Maßnahmen einer erfolgreichen
Verwaltungsreform.

eGovernment ist auch Thema
der Föderalismuskommission II.
Hier werden Möglichkeiten für
Effizienzgewinne gesucht, um
die Finanzsituation von Bund,
Ländern und Kommunen zu ver-
bessern. Fahrenschon sieht hier-
für Potentiale auch in der Fort-
entwicklung der IT-Netz-Infra-
struktur, der IT-Sicherheit und in
der Standardsetzung. Verbindli-
che Standardisierungsvereinba-
rungen und eine erhöhte Intero-
perabilität würden zu einer effi-
zienteren Datenkommunikation
der Behörden mit Bürgern und
Wirtschaft beitragen. Bayern
werde dabei auch künftig der In-
novationsmotor in Deutschland
bleiben, versicherte Fahren-
schon. Die Staatsregierung sehe
die Einführung von eGovernment
als wichtigen Beitrag für eine zeit-
gemäße, bürgernahe und lei-
stungsfähige Verwaltung, von der
letztlich alle profitieren würden.

Fahrenschon dankte allen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern
des Landesamts für Finanzen für
deren bisherige erfolgreiche Ar-
beit und wünschte ihnen eine
weiterhin erfolgreiche Umset-
zung bei allen IuK-Projekten.
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Fünf-Jahres-Bilanz Kongress-Initiative Nürnberg:

„Unverzichtbarer Katalysator“
Tagungs- und Kongressmarkt boomt - Wirtschafsreferent Dr. Roland Fleck:

Weitere Optimierung der Kongresskapazitäten geplant
Anlässlich des fünfjährigen Bestehens der „Kongress-Initiati-
ve Nürnberg“ hat Wirtschaftsreferent Dr. Roland Fleck ein po-
sitives Resümee gezogen. Er bezeichnete die Initiative als einen
„unverzichtbaren Katalysator für Bestandssicherung und Aus-
bau des Kongresswesens“ in der Norisstadt.

In der Kongress-Initiative ar-
beiten Fleck zufolge alle, die in
Nürnberg mit diesem Thema be-
fasst sind, eng und vertrauens-
voll zusammen. „Seit fünf Jah-
ren gilt: Hier ziehen alle an ei-
nem Strang – und zwar in die
gleiche Richtung“, betonte der
Referent. Als Wachstumsbremse
erweise sich allerdings wieder
einmal die Kapazität. Was fehlt,
so das nüchterne Fazit der Betei-
ligten, sei ein Angebot für Tagun-
gen mit 400 bis 1.000 Personen.

Erfolgsstory

Seit ihrer Gründung erwies
sich die Kongress-Initiative
Nürnberg als Erfolgsstory: „Al-
lein beim CCN CongressCenter
Nürnberg hat sich durch das
konsequente Marketing in den
vergangenen Jahren die Zahl der
Anfragen verdreifacht“, erklärte
CCN-Chef Friedhelm Lenz. Ist
kein Termin frei oder die Veran-
staltung zu klein für das auf
Großkongresse mit begleitender
Ausstellung ausgelegte CCN,
werde die Anfrage an die Kon-
gress- und Tourismuszentrale
(CZT) weitergeleitet.

„Wir haben festgestellt, dass
es in Nürnberg insbesondere im
mittleren Segment an Kapazitä-
ten fehlt“, so Michael Weber,
Geschäftsführer der CTZ. Die
frisch renovierte Meistersinger-
halle allein könne aufgrund der
zahlreichen kulturellen Veran-
staltungen die Nachfrage nicht
abfangen. Eine kurzfristige Lö-
sung sei nicht in Sicht. „Doch
wo eine Nachfrage ist, wird über
kurz oder lang ein entsprechen-
des Angebot geschaffen“, zeigte
sich Fleck überzeugt, der dies-
mal nicht das Messe- und Kon-
gressgelände sondern den Flug-
hafen im Visier hat. Hier arbeitet
Flughafen-Geschäftsführer Karl-

Heinz Krüger intensiv daran,
den Airport Nürnberg zum inter-
nationalen Meeting-Point der
Metropolregion zu entwickeln:
„Mit Fertigstellung der Auto-
bahnanbindung bis 2012 wollen
wir unser Ziel erreicht haben.“

Netzwerk und Kontakte

Schließlich boomt der Ta-
gungs- und Kongressmarkt in
Nürnberg seit Jahren. So konnte
das CCN Congress Center Nürn-
berg seinen Umsatz seit 2004
von 5,4 Mio. Euro auf 10,5 Mio.
Euro im Jahr 2007 nahezu ver-
doppeln. „Das ist Ausdruck des
Vertrauens und der Zufriedenheit
unserer Partner und Kunden mit
der von uns erbrachten Dienst-
leistung, aber auch der geschaf-
fenen Infrastruktur“, bemerkte
Lenz. Beides sind zentrale Wett-
bewerbsfaktoren in einem an
sich gesättigten Markt. „Hinzu
kommt: Kongresszentren wollen
Veranstaltungen langfristig bin-
den und übernehmen mehr und
mehr personalintensive Durch-
führungsaufgaben“, berichtete
Lenz. Derzeit sind drei von vier
Veranstaltungen im Geschäfts-
feld CCN jährlich neu zu akqui-
rieren. „Dabei helfen uns die
über Jahre gewachsenen Ge-
schäftsbeziehungen ebenso wie
das Netzwerk der Kongress-In-
itiative Nürnberg und nicht zu-
letzt die Kontakte, die wir stän-
dig neu knüpfen.“

Neuakquisitionen

Zu den Neuakquisitionen für
das Jahr 2008 zählen beispiels-
weise der Deutsche Anästhesie-
congress (26.-29.4.2008), die 12.
Bundestagung des Bundesver-
bandes zur Förderung von Men-
schen mit Autismus (5.-7.9.
2008) sowie die Jahrestagung

der Deutschen Gesellschaft
für Parodontologie (26./29.9.
2008).

„Die Nürnberger Hotellerie
konnte durch den Erfolg der
Kongress-Initiative die nor-
malerweise auftretenden Bele-
gungsschwankungen abmindern.
Durch die immer marktgerech-
ten Angebote bietet sie zudem
eine der Hintergrundplattfor-
men, die es der Messe ermög-
licht, Kongresse und Veranstal-
tungen erfolgreich und attraktiv
zu akquirieren. Wir freuen uns
diese sehr gute und für alle Sei-
ten erfolgreiche Zusammenar-
beit zu festigen und auszubau-
en“, betonte Günther Preissler,
Sprecher der Nürnberger Ta-
gungshotels.

215 Mio. Euro Umsatz

Insgesamt wird durch Tagun-
gen und Kongresse in Nürnberg
jährlich ein Gesamtumsatz von
hochgerechnet rund 215 Mio.
Euro generiert. Darin enthalten
sind die direkten Umsätze in Ho-
tels (35 Mio. Euro), Gastrono-
mie (17 Mio. Euro), aber auch
Ausgaben der Kongressteilneh-
mer für Freizeit, Kultur und
Einzelhandel (14 Mio. Euro) so-
wie die volkswirtschaftlichen
Effekte, die daraus resultieren.
Basis für die Zahlen ist eine Stu-
die im Rahmen einer Diplomar-
beit 2004 an der WISO Erlangen
Nürnberg.

Blick nach vorn

„In den kommenden Jahren
werden wir das Segment Kon-
gresse und Tagungsveranstaltun-
gen in Nürnberg durch eine in-
tensive Verknüpfung von Inno-
vationsförderung und Kongress-
akquise weiter konsequent stär-
ken“, hob Roland Fleck hervor,
der mit Veranstaltungen wie dem
Kongress „Open Source meets
Business“ sowie der Ausstellung
mit Kongress „Material Science
Engineering“ auf konkrete Ver-
anstaltungen verweisen kann,
die aus der Region heraus gene-
riert wurden.

Um die Kongresskapazität in
der Messe weiter zu optimieren,
wird bis Ende 2010 der Saal
Brüssel für 1.000 Personen kom-
plett neu errichtet. Dieser stammt
noch aus dem ersten Bauab-
schnitt des Messegeländes An-
fang der 70er Jahre des letzten
Jahrhunderts und entspricht nicht
mehr den Erfordernissen eines
modernen Kongresses. Gleich-
zeitig werden die Eingangs- und
Servicefunktionen des Eingangs
Mitte komplett neu gestaltet.
„Hier entsteht die neue architek-
tonische Visitenkarte der Nürn-
bergMesse und des CCN“, so
Pressesprecher Peter Ottmann.
Gesamtinvestitionsvolumen der
unterschiedlichen Baumaßnah-
men: rund 40 Millionen Euro.

Internationale
Positionierung

In den kommenden Jahren
wird der Kongressplatz Nürn-
berg verstärkt international posi-
tioniert. So beteiligte sich die
Kongress-Initiative bereits Ende
vergangenen Jahres mit einem
viel beachteten Messestand an
der internationalen Fachmesse
EIBTM in Barcelona. „Deutsch-
land ist der größte Kongress-
markt in Europa und der zweit-
größte weltweit nach den USA.
Von diesem gewaltigen Kuchen
wollen wir uns in Zukunft ein
noch größeres Stück abschnei-
den“, so Lenz. Er setzt dabei vor
allem auf einen Trend, der sich
immer stärker abzeichnet: Deut-
sche Kongresse bekommen zu-
nehmend europäischen Charak-
ter, weil sich auch auf europäi-
scher Ebene Verbände und Insti-
tutionen verstärkt austauschen
und Allianzen bilden.

Überzeugendes CCN

Gleichzeitig sei Nürnberg
nun reif für internationale Kon-
gresse. Der Third European
Congress of Virology und die
EUROMAT 2007 stehen bei-
spielhaft für diese Entwick-
lung. Die Gesellschaft für Ma-
terialkunde (DGM) als Veran-
stalterin der EUROMAT zeigte
sich dabei vom CCN und von
Nürnberg als Kongressstadt so
nachhaltig überzeugt, dass sie
ihren neuen Kongress Materi-
als Science and Engineering ab
2008 dauerhaft in Nürnberg
veranstalten wird. DK

Schule im Grünen
Landesgartenschau 2008 in Neu-Ulm bietet

buntes Unterrichtsprogramm

Über 30 Partner bieten erlebnisreiche Unterrichtsstunden auf
der Landesgartenschau Neu-Ulm an. Ab sofort können Kin-
dergärten und Schulen kostenlose Schulstunden im Rahmen
des Angebots „Schule im Grünen“ buchen. Im Sommer 2008
dürfen Schüler und Lehrer gegebenenfalls ihren Lernort Schu-
le verlassen und den Unterricht ins Grüne verlagern.

Gemeinsam mit über 30 Part-
nern entwickelte Lisa Geißler,
Beauftrage für das Kinder- und
Jugendprogramm, einen span-
nenden Unterricht mit über 500
Angeboten für Schulklassen und
Kindergartengruppen. Das viel-
fältige Angebot umfasst The-
menspektren von Naturerlebnis
über Technik & Energie bis hin
zu Sport oder Kunst.

Woche zum Thema
Ausbildung

„Unser Angebot richtet sich
zum Teil an jüngere Altersgrup-
pen wie Kindergärten und
Grundschulen“, so Lisa Geißler,
„ganz besonders hervorzuheben
ist aber auch unser Programm
für Jugendliche bis zur Kolleg-
stufe“. Denn über das Unter-

richtsangebot hinaus veranstaltet
die Landesgartenschau eine
Woche zum Thema Ausbildung.

Buchung ab sofort möglich

Von 30. Mai bis 5. Juni infor-
mieren die Hochschulen und
Universitäten über ihre Stu-
diengänge sowie die gärtneri-
schen Berufsverbände und an-
sässigen Unternehmen über ihre
Ausbildungsangebote. Ab sofort
können Kindergärten und Schu-
len eine Unterrichtsstunde direkt
bei den Partnern buchen. Die
Broschüre „Schule im Grünen“
ist auf der Homepage der LGS
unter www.lgs-neu-ulm.de zum
Download hinterlegt. Zudem
wird allen Kindergärten und
Schulen in der Region diese Bro-
schüre zugestellt.

Erlanger Konferenz:

„Menschenrechte konkret!“
Auf Einladung der katholischen Akademie „Die Wolfsburg“
nahm die Erlanger Bürgermeisterin Elisabeth Preuß an einer
Konferenz zum Thema „Menschenrechte konkret!“ teil, auf
der über den Schutz der Menschenrechte in den Städten und
Handlungsperspektiven debattiert wurde.

Da Erlangen Mitglied der
„Europäischen Koalition gegen
Rassismus“ ist, war die Stadt
gebeten worden, u. a. ihre er-
folgreichen Integrationsmaß-
nahmen für Menschen mit Mi-
grationshintergrund beispielhaft
vorzustellen. Besonderes Inter-
esse bestand seitens der Konfe-
renzteilnehmer an den Initiati-
ven im Vorschulbereich, am
Projekt Sputnik und dem BIG-
Projekt.

Beeindruckende Angebote

Erlangens Erfahrung, dass
Angebote umso besser ange-
nommen werden, je näher sie an
der eigenen Wohnung sind,
wurden von anderen Kommu-
nen bestätigt. Die beobachtende
Vertreterin der UNESCO, die
von allen Kommunen in der
Koalition gegen Rassismus Be-
richte forderte, zeigte sich von
den Erlanger Angeboten beein-
druckt. Aida Guillen, Repräsen-
tantin des Menschenrechtsbüros
in Barcelona, berichtete, dass -
juristisch gesehen - nicht die
Städte die Garanten der Men-
schenrechte seien, sondern die
Staaten, die Städte aber die ei-

gentlichen Ansprechpartner.

Erklärung

Abschließend erarbeitete die
Konferenz eine Erklärung „Me-
tropole Ruhr - eine Metropole
der Menschenrechte“. Da das
Ruhrgebiet 2010 Kulturhaupt-
stadt Europas sein wird, soll die
Umsetzung der Menschenrech-
te auf kommunaler Ebene im
Jahresprogramm einen festen
Platz erhalten.

Problemfelder

Aus Sicht von Bürgermeiste-
rin Preuß kristallisierten sich in
der Debatte zwei Problemfelder
heraus, die in Zukunft neue Kon-
zepte erfordern werden: das
Bleiberecht für Migranten mit
Behinderung, wo sich die Frage
stellt, ob sie trotz „sicherer Dritt-
länder“ in Deutschland bleiben
können, wenn die medizinische
Versorgung im Heimatland nicht
gesichert ist, und zweitens Ange-
bote für ältere Einwanderer.
Hier, so Preuß, fehle es praktisch
in allen Kommunen an Konzep-
ten, ja sogar schon an grundle-
genden Daten.

Euregio Inntal Preis 2008:

Vorbildlicher Einsatz
Zum dritten Mal bereits zeichnete die Euregio Inntal ver-
diente Personen und Institutionen für ihr vorbildliches Enga-
gement in der Zusammenarbeit zwischen Bayern und Tirol
aus. Schauplatz der diesjährigen Preisverleihung war Going.

Gastgeber Balthasar Hauser und der Goinger Bürgermeister
Josef Pirchl hoben die vielfältigen Gemeinsamkeiten zwischen
den Ländern hervor. Die rund 150 Festgäste, darunter Rosen-
heims Oberbürgermeisterin Gabriele Bauer, Unternehmer Prof.
Dr. Anton Kathrein, der Präsident der Fachhochschule Rosen-
heim Prof. Dr. Alfred Leidig, die Bezirkshauptmänner Dr.
Michael Berger und Dr. Christoph Hochenegg, Kufsteins WK-
Obmann Anton Rieder sowie zahlreiche Bürgermeister aus der
Region, zeigten sich begeistert von den vielfältigen Leistungen
der Preisträger.
Ausgezeichnet wurden:

Stadtdirektor a.D. Diethard Schinzel, Rosenheim, Motor
zahlreicher grenzüberschreitender Vorhaben

die tollkühnen Rosenheimer Hagelflieger, die auch das Ti-
roler Grenzgebiet befliegen

der Alpbacher Ehrenbürger Prof. Peter Moser, einer der be-
liebtesten und meistgefragten Volksmusikanten in der Alpenre-
gion, bekannt auch durch seine Tätigkeit für den ORF und die
Sendungen „Klingendes Österreich“ und „Mei liabste Weis“

die Inntaler Sänger, den wohl bekanntesten Männervierge-
sang aus Oberbayern mit unzähligen Auftritten im gesamten
Alpenland.

Hochkarätige Laudatoren würdigten die eindrucksvollen
Werdegänge und Aktivitäten der Geehrten: Landtagsabgeord-
neter a.D. Adolf Dinglreiter, Raublings Bürgermeister und Eu-
regio-Vizepräsident Josef Neiderhell, Dr. Peter Kostner, ORF
Tirol sowie Fritz Mayr, ehemaliger Leiter der Abteilung Volks-
musik beim Bayer. Rundfunk.

Euregio-Präsident Prof. Walter J. Mayr zeigte sich sichtlich
erfreut über die gelungene Veranstaltung und verwies auf die
Bedeutung des grenzübergreifenden Gedankens:„Im Sinne
eines realen und geistigen Abbaus der ehemaligen Grenzen
zwischen den Mitgliedsstaaten der EU müssen Taten gesetzt
werden. Die Preisträger haben dies in vorbildhafter Weise
realisiert!“ DK



AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNEN10 GZ28. 02. 2008

ISSN 0005-7045
Fachblatt der KPV in Bayern
Herausgeber:
Landrat Luitpold Braun
Ehrenherausgeber:
Beda Bohinger
Otto Ammon
Redaktion:
Anne-Marie von Hassel (verantwortlich)
Doris Kirchner, Chefin vom Dienst
Telefon 08171 / 9307-13
Ständige Mitarbeiter:
Lutz Roßmann (Landtag)
Dr. Sabine Schwarz (Berlin)
Brigitte Scherieble (Wirtschaft und Messen)
Prof. Klaus Jamin (EDV-Specials)
Wilfried Gehr (Specials zu Wirtschaftsthemen)
Peter Müller
Florian Hahn (KPV)
Die Zeitung und alle in ihr enthaltenen
Beiträge und Abbildungen sind
urheberrechtlich geschützt.
Mit Ausnahme der gesetzlich zuge-
lassenen Fälle ist eine Verwertung ohne
Einwilligung des Verlages strafbar.
Für unverlangt eingesandte Manuskripte,
Dokumente und Fotos wird
keine Gewähr übernommen.
Namentlich gekennzeichnete Artikel
geben nicht unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder.
Anzeigen- und Vertriebsleitung:
Viktoria Bertele (verantwortlich),
Telefon 08171 / 9307-11
Zur Zeit gilt die Anzeigenpreisliste
Nr. 42 vom 01.01.2008
Anzeigenschlußtermine:
siehe Erscheinungs- und Themenplan
Erscheinungsweise:
22 Ausgaben jährlich
(mit zwei Doppelausgaben);
Jahresbezugspreis Inland:
€ 76,10 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Lieferanschriften:
(Abrechnung über eine Adresse)
€ 38,25 zzgl. MWSt.
Sammelabo ab 10 Zeitungen:
(Abrechnung und Lieferung an eine
Adresse) € 27,-- zzgl. MWSt.
Kündigung:
zwei Monate vor Jahresende
schriftlich an den Verlag.
Verlags- und Geschäftsleitung:
Anne-Marie von Hassel
Anschrift und Sitz des Verlags
und aller verantwortlichen Personen:
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH
Postanschrift:
Postfach 825, 82533 Geretsried
Paketanschrift:
Breslauer Weg 44, 82538 Geretsried
Telefon 08171 / 9307-11
Telefax 08171 / 805 14
eMail: info@gemeindezeitung.de
Internet: http://www.gemeindezeitung.de
Bankverbindungen:
Bayer. Landesbank München
Konto 1159164, BLZ 700 500 00
Raiffeisenbank
Füssen-Pfronten-Nesselwang
Konto 144 320, BLZ 733 698 78
Inhaber- und
Beteiligungsverhältnisse:
100 % Verlag Bayer. Kommunalpresse
GmbH, Geschäftsführerin:
Anne-Marie von Hassel
Druck und Auslieferung:
Fränkischer Tag GmbH & Co. KG
Gutenbergstr. 1, 96050 Bamberg
Für die Herstellung dieser Zeitung wird
Recycling-Papier verwendet.

GemeindeZeitungGemeindeZeitungBAYERISCHE

Möchten Dachaus Innenstadt stärken (v. l.): Die Vorstände
Alwin Jurk, Josefa Westermann und Christian Bitter von der
Stadtmarketing Dachau eG. Foto: Stadtmarketing Dachau eG

Die neu benannten Kommunen
für die Teilnahme ab 2008:

Gemeinde Künzing, Landkreis Deggendorf
Gemeinde Frauenau, Landkreis Regen
Stadt Hirschau, Landkreis Amberg-Sulzbach
Gemeinde Gleißenberg, Landkreis Cham
Gemeinde Dieterskirchen, Landkreis Schwandorf
Markt Schwarzhofen, Landkreis Schwandorf
Stadt Bad Berneck, Landkreis Bayreuth
Gemeinde Fichtelberg, Landkreis Bayreuth
Stadt Lichtenberg, Landkreis Hof
Gemeinde Weißdorf, Landkreis Hof
Stadt Ludwigstadt, Landkreis Kronach
Markt Nordhalben, Landkreis Kronach
Gemeinde Reichenbach, Landkreis Kronach
Stadt Hohenberg a. d. Eger, Landkreis Wunsiedel
Markt Schirnding, Landkreis Wunsiedel
Stadt Arzberg, Landkreis Wunsiedel
Markt Seinsheim, Landkreis Kitzingen
Gemeinde Grünenbach, Landkreis Lindau.

Projektstart im Jobcenter Ingolstadt:

„Perspektive 50plus“
Mit einer Auftaktveranstaltung im Alten Rathaus startete das
Jobcenter Ingolstadt das Projekt „Perspektive 50plus - Be-
schäftigungspakte in den Regionen“. Die Oberbürgermeister
der am Beschäftigungspakt beteiligten Städte Ingolstadt und
Erlangen, Dr. Alfred Lehmann und Dr. Siegfried Balleis, stell-
ten zusammen mit Isfried Fischer, dem Geschäftsführer des
Jobcenters, das Projekt vor. Balleis konnte über bislang zwei
erfolgreiche Jahre von „fifty up“, dem Perspektive 50plus Pro-
jekt der GGFA (SGB II Integrationsdienstleister der Stadt Er-
langen) berichten.

Im Jahr 2005 wurde vom
Bundesministerium für Arbeit
und Soziales die Initiative
50plus ins Leben gerufen. Man
reagierte damit auf den demo-
graphischen Wandel in Deutsch
land und will den Arbeitsmarkt-
zugang für über 50-Jährige
erleichtern. Das Bundespro-
gramm ist nunmehr in eine
zweite Programmphase gestar-
tet. Mit der Fortführung in den
Jahren 2008 bis 2010 sollen die
Beschäftigungschancen der äl-
teren Langzeitarbeitslosen wei-
ter verbessert werden. Die zwei-
te Programmphase fördert der
Bund mit weiteren 240 Millio-
nen Euro.

„Perspektive 50plus“ bildet
das Dach für bundesweit 62
regionale Beschäftigungspakte
zur beruflichen Wiedereinglie-
derung älterer Langzeitarbeits-
loser. In der zweiten Phase ha-
ben sich die Beschäftigungs-
pakte regional ausgeweitet. Ins-
gesamt sind 194 Arbeitsgemein-
schaften und zugelassene kom-
munale Träger am Bundespro-
gramm beteiligt.

Regionaler Ansatz

Das Bundesprogramm basiert
auf einem regionalen Ansatz,
der es den Beschäftigungspak-
ten erlaubt, bei der Wahl der In-
tegrationsstrategie gezielt auf
die regionalen Besonderheiten
einzugehen. Unterschiedliche
Wege werden beschritten, um
älteren Langzeitarbeitslosen ei-
ne faire Chance am Arbeits-
markt zu bieten.

„Perspektive 50plus“ verfolgt
einen lernenden Ansatz. An der
Umsetzung des Programms sind
nicht nur die hauptverantwort-
lichen Arbeitsgemeinschaften
und kommunalen Träger einbe-
zogen, sondern auch die Part-
ner der regionalen Netzwerke.
Wichtige Partner sind Unter-
nehmen, Kammern und Verbän-
de, kommunale Einrichtungen
und Bildungsträger, Politik, Ge-
werkschaften, Kirchen und So-
zialverbände.

Im Haus der Agentur für Ar-
beit Ingolstadt werden sich
sechs Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter ganz gezielt und mit
speziell gestalteten, arbeits-
marktnahen Maßnahmen sowie
einem begleitenden individuel-
len Einzelcoaching um die Ar-
beitsuchenden kümmern. Eben-
so werden Arbeitgeber aus In-
golstadt und der Region ange-
sprochen und über die ver-
schiedensten Möglichkeiten
der Zusammenarbeit, die spezi-
ellen Fördermöglichkeiten im
Bereich der über 50-Jährigen,
Praktika und Qualifizierung
vor Ort informiert. Durch die
intensive Zusammenarbeit mit
den Unternehmen erhofft man
sich einen Gewinn für alle Be-
teiligten. DK

Schwarze Gräben, grüne Wiesen
Neu gegründete Genossenschaft setzt sich

für die Interessen der Einzelhändler und Dienstleister in Dachau ein
Josefa Westermann ist Geschäftsfrau durch und durch. Ge-
meinsam mit ihrer Schwester betreibt sie in Dachau in dritter
Generation ein kleines Möbelhaus. Schon seit langem ärgert
sie sich über die großen Einkaufsmärkte, die in Dachaus Ge-
werbegebieten entstanden sind und mit Dumpingpreisen den
eingesessenen Einzelhändlern, Freiberuflern und Selbstständi-
gen in der Innenstadt das Leben schwer machen. „Bei uns
nennt man den Stadtrand nicht ‚grüne Wiesen‘, sondern
‚schwarzer Graben‘“, sagt Westermann. „Die Metro-Kisten
ziehen die Kaufkraft aus der Innenstadt und mit ihren Dis-
countpreisen können kleine inhabergeführte Einkaufsläden
einfach nicht mithalten.“

Um die Interessen der Einzel-
händler in der 40.000-Einwoh-
ner-Stadt zu vertreten, schloss
sich Westermann 1996 mit ande-
ren Dachauer Geschäftsleuten
zusammen und gründete den
Verein „Dachau Aktiv“. Mit ge-
meinsamen Marketing- und PR-
Aktionen stärkten sie die Ge-
schäfte in der Altstadt. So initi-
ierte der Verein einen City-
bus, der im Zehn-Minuten-Takt
sechs Tage die Woche in die In-
nenstadt fuhr.

Professionalität im Visier

Anfang 2005 aber stieß der
Verein an seine Grenzen. „Die
Zeit des ehrenamtlichen Engage-
ments war vorbei, wir wollten
mehr - und unsere Arbeit auf
professionelle Füße stellen“, sagt
Westermann. Ihre Idee war es,
einen Citymanager einzustellen,
der sich hauptberuflich um die
Belange der kleinen Einzelhänd-
ler kümmert. Im Juli 2007
schließlich rief Westermann zu-
sammen mit den Vereinen „Da-
chau Aktiv“, „Leistung aus

Dachau“, den Interessengemein-
schaften „Münchner Straße“ und
„Shoppingberg“ sowie der örtli-
chen Volksbank und Sparkasse
die „Stadtmarketing Dachau eG“
ins Leben. Die taffe Geschäfts-
frau wurde auf der Gründungs-
versammlung zur Vorsitzenden
gewählt.

Schwieriger Weg

Doch der Weg zur Genossen-
schaftsgründung gestaltete sich
schwieriger als gedacht. Denn
die Meinungen der Interessen-
und Werbegemeinschaften in
Bezug auf den Citymanager gin-
gen anfangs weit auseinander.
„Ich musste fast zwei Jahre lang
trommeln, bis ich alle Beteilig-
ten im Boot hatte“, sagt Wester-
mann rückblickend.

Ursprünglich wollte der Ver-
ein „Dachau Aktiv“ für sein Vor-
haben eine Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung (GmbH)
gründen. Ein neu ins Leben ge-
rufener Verein sollte dabei ihr
Gesellschafter sein. Doch eine
Hiobsbotschaft aus Sachsen

brachte die Wende zugunsten der
Genossenschaft. Vereine, die
wirtschaftlich tätig sind, müssen
nämlich im sächsischen Freistaat
seit 2007 Einnahmen und Aus-
gaben versteuern. Westermann
befürchtete, dass diese Ände-
rung des Vereinsrechts auch in
Bayern Schule macht. „Wir
wollten uns für Dachau engagie-
ren und nicht fürs Finanzamt“,

Weitere Planung

Die Eintragung ins Genossen-
schaftsregister sowie die Mit-
gliedschaft im Genossenschafts-
verband Bayern erfolgt in
den kommenden Wochen. Dann
nimmt die eG ihre Geschäfts-
tätigkeit auf. Ihre Vorgängerin,
der Verein „Dachau Aktiv“, wird
in den nächsten Jahren in der
Genossenschaft aufgehen, das
Vereinsvermögen in Höhe von
50.000 Euro auf die eG überge-
hen. Noch im Frühjahr soll ein
hauptberuflicher Citymanager die
innerstädtische Wirtschaft durch

so Westermann. Kurzerhand
sagte sie die Gründungssitzung
drei Tage vorher ab.

Geeignete Rechtsform

Ein Anwalt aus Neuss, der
sich auf Stadtmarketing speziali-
siert hat, machte Westermann
auf die Rechtsform der Genos-
senschaft aufmerksam. „Eigent-
lich bin ich schon seit langer
Zeit Genossin“, sagt Westermann.
Früher hat die Einzelhändlerin
16 Jahre lang in der Schreinerge-
nossenschaft in München gear-
beitet. „Aber ich dachte nicht,
dass die eG auch für unser Vor-
haben eine geeignete Rechts-
form ist.“ Denn die Genossen-
schaft habe als Relikt vergange-
ner Zeiten gegolten, etwas ver-
staubt und veraltet.

„Die Novellierung des Genos-
senschaftsgesetzes machte die
Rechtsform vor allem für Frei-
berufler und Gewerbetreibende
wieder attraktiv“, sagt Dr.Andrea
Althanns, Rechtsanwältin des
Genossenschaftsverbands Bay-
ern, die die Gründung der Stadt-
marketing Dachau eG begleitete.
Vor allem in Haftungs- und Steu-
erfragen hat die eG die Initiatoren
in Dachau überzeugt. „So schnell
kann es gehen: Jetzt sind wir alle
Genossen“, sagt Westermann.

Marketing und Öffentlichkeitsar-
beit stärken, sich ums Leer-
standsmanagement in Dachau
kümmern und als Ansprechpart-
ner für die Stadt fungieren, die
mittlerweile selbst Mitglied der
Genossenschaft ist.

Gesicherte Finanzierung

Monatlich soll der Cityma-
nager zwischen 100 und 120
Stunden arbeiten. Die Grün-
dungsmitglieder sicherten die
Finanzierung des Citymana-
gers für zwei Jahre. „Danach
müssen wir als Genossenschaft
die Kosten selbst stemmen“,
sagt Westermann. „Daher soll-
te jeder, dem die Stadt Dachau
am Herzen liegt, bei uns Mit-
glied werden.“
Simone Rauch,
Genossenschaftsverband Bayern

Konsolidierung kommunaler Haushalte:

Freistaat weitet
Pilotprojekt aus

„Das Konsolidierungsprogramm für stark verschuldete Kom-
munen wird ausgeweitet. Bayern unterstützt in Zukunft weite-
re 18 Städte und Gemeinden in ihren Konsolidierungsanstren-
gungen. Die Mittel für das laufende Konsolidierungspro-
gramm werden auf elf Millionen Euro aufgestockt“, teilte Fi-
nanzstaatssekretär Georg Fahrenschon in München mit.

Das seit zwei Jahren laufende
Pilotprojekt werde, wie Fah-
renschon hervorhob, damit
deutlich ausgeweitet. Ziel sei es,
finanziell notleidende Kom-
munen wieder handlungsfähig
zu machen, die aus eigener
Kraft nicht in der Lage sind, ih-
re Haushalte zu konsolidieren.
Im Rahmen des Pilotprojekts
„Struktur- bzw. Konsolidie-
rungshilfen“ werden von einer
staatlich-kommunalen Arbeits-
gruppe ausgewählte Städte und
Gemeinden durch eine direkte
finanzielle Hilfe für höchstens
vier Jahre bei ihrer Haushalts-
konsolidierung unterstützt.

Start mit 14 Kommunen

Die Konsolidierungshilfen
dienten ausschließlich der Sa-
nierung betroffener Kommunal-
haushalte, das heißt die staatli-
chen Hilfen müssen überwie-
gend zur Schuldentilgung ver-
wendet werden. Die teilneh-
menden Kommunen haben vor
einer Entscheidung über ih-
ren Förderantrag ein von der
Rechtsaufsicht gebilligtes strin-
gentes Haushaltskonsolidie-
rungskonzept vorzulegen. Die-
ses muss schlüssig aufzeigen,
wie die jeweilige Kommune
durch erhebliche Eigenanstren-
gungen und unter Einbeziehung
der staatlichen Finanzhilfen in-
nerhalb von vier Jahren struktu-
relle Verbesserungen erreichen
kann, die zumindest mittelfri-
stig ihre finanzielle Leistungs-
fähigkeit wieder herstellen.

Der Modellversuch wurde,
wie Fahrenschon erinnerte, im
Jahr 2007 mit 14 Kommunen
gestartet, an die insgesamt sie-

ben Millionen Euro ausgezahlt
werden konnten. Im Jahr 2008
werden nun die Mittel für das
Konsolidierungsprogramm auf
elf Millionen Euro aufgestockt.

Vergrößerter Kreis

Dadurch habe die Staatsregie-
rung die Möglichkeit geschaf-
fen, im Jahr 2008 18 zusätzliche
Städte und Gemeinden in das
Pilotprojekt aufzunehmen und
den Teilnehmerkreis auf insge-
samt 32 Kommunen zu erwei-
tern. Die Vergabe der Konsoli-
dierungshilfen im Jahr 2008 an
diese 32 Kommunen wird im
Herbst in enger Abstimmung
mit dem Staatsministerium des
Innern und den Kommunalen
Spitzenverbänden erfolgen, kün-
digte Fahrenschon an.

20 Jahre Heilbadernennung
Bad Endorf

Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein hat die Tourismus-
branche in Bayern ermuntert, in attraktive Angebote insbe-
sondere rund um das Thema Gesundheit zu investieren, um
auch künftig wettbewerbsfähig zu bleiben.

Bei der Feier zur 20jährigen
Heilbadernennung von Bad En-
dorf in Oberbayern sagte Beck-
stein: „Gesundheits- und Well-
ness-Tourismus ist ein wachsen-
der Wirtschaftszweig und liegt
voll im Trend. Gesundheit im Ur-
laub ist gerade für ältere Men-
schen zunehmend ein Thema.
Bayern hat alle Chancen, in die-
ser Zukunftsbranche vorne mit
dabei zu sein, aber wir dürfen
nicht stehen bleiben und uns auf
unseren Erfolgen ausruhen.“

Gewandelte Gästestruktur

Die 47 bayerischen Heilbäder
und Kurorte sind nach den Wor-
ten Becksteins mit jährlich 3,2
Milliarden Umsatz ein wichtiger
Wirtschaftsfaktor im Tourismus-
land Bayern. Dabei hat sich laut
Beckstein die Gästestruktur in
den letzten Jahrzehnten erheblich
gewandelt. So ist der Anteil der
Selbstzahler, die präventive und
Wellnessangebote nutzen, auf 70

Prozent gestiegen. Beckstein:
„Damit haben unsere Heilbäder
ihre Gästebasis deutlich erwei-
tert. Dieses Potential heißt es
nutzen. Hier ist vor allem die Ei-
geninitiative der Kommunen
und Unternehmen vor Ort ge-
fragt, Ideen zu entwickeln und
umzusetzen.“

Beckstein gratulierte dem
Kur- und Erholungsort Bad En-
dorf herzlich zum 20jährigen
Jubiläum seiner Heilbadernen-
nung. Beckstein: „Bad Endorf ist
mit seinem umfangreichen An-
gebot eine echte Bereicherung
für Bayern als Gesundheitsstan-
dort und Tourismusziel. Hier hat
man die Trends rechtzeitig er-
kannt, wie zum Beispiel die Um-
gestaltung der Chiemgau Ther-
men in ein modernes Wellness-
und Gesundheitscenter zeigt.
Steigende Gästezahlen bewei-
sen, dass die Bad Endorfer mit
ihren Bemühungen um ständi-
ge Qualitätssteigerungen absolut
auf dem richtigen Weg sind.“



tung eingeführt und Sozial- und
Hauptverwaltung räumlich zu-
sammengeführt. Dafür wurde
das frühere Direktionsgebäu-
de des Bezirkskrankenhauses
denkmalgerecht an die Bedürf-
nisse einer modernen Verwal-
tung angepasst.

Moderne Verwaltung

Eine moderne, serviceorien-
tierte Verwaltung war dem Jubi-
lar bereits bei seinem Amtsan-
tritt 1996 als Landrat des Land-
kreises Bamberg wichtig. Ent-
sprechend präsentiert sich das
Landratsamt als innovativer und
effizienter Dienstleister für sei-
ne Bürger. 2005 wurde es für
seine Familienfreundlichkeit
von der Staatsregierung ausge-

zeichnet, 2007
stellte man vom
kameralen Haus-
halt auf die dop-
pelte Buchführung
um.

Gute Basis

Denzler, der er-
neut kandidiert,
hat sich in den
zwei vorangegan-
genen Amtspe-
rioden eine sehr
gute Basis ge-
schaffen: Die Ar-
beitslosenquote
des Landkreises
Bamberg liegt der-
zeit bei 4,9 % und
damit deutlich un-

ter dem bayerischen Durch-
schnitt. Das öffentliche Finanz-
wesen ist geordnet, die Gemein-
den des Bamberger Landes ha-
ben die drittniedrigste Pro-
Kopf-Verschuldung in ganz
Bayern. In verschiedensten
Rankings schneidet die Region
regelmäßig gut ab und verzeich-
net positive Prognosen (u. a.
FOCUS MONEY: Rang 18 un-
ter den Top-Aufsteigerregionen
Deutschlands). Als seine vier
wichtigsten Ziele nennt Denzler
die Erhaltung und Schaffung
von Arbeitsplätzen, den Ausbau
der Zusammenarbeit mit der
Stadt Bamberg und der Region,
die Umwandlung des Landrat-
samts zu einem modernen
Dienstleistungsunternehmen so-
wie das Fordern und Fördern
der Eigenverantwortung des
Einzelnen in der Gesellschaft.

Globales Denken

„Im globalen Wettbewerb
muss man in größeren Zusam-
menhängen denken“, betont
Denzler immer wieder und
sucht die Kooperation: Bewährt
hat sie sich seit langem mit der
(kreisfreien) Stadt Bamberg bei-
spielsweise im Schulbereich.
Mit der Wirtschaftsregion Bam-
berg-Forchheim (WiR) und
schließlich der Europäischen
Metropolregion Nürnberg EMN
(2005 wurde Denzler zum stell-
vertretenden Ratsvorsitzenden
gewählt), blickt man inzwi-
schen weit über die eigenen
Kirchtürme hinaus. DK
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„Da tun einige Leute so, als
würde eine Welt zusammen-
brechen. Dabei macht die Zeit
nur das, was sie immer tut: Sie
schreitet voran.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, las in ei-
nem Feuilleton den Kommen-
tar zur Entscheidung des
Brockhaus-Verlags, sein be-
rühmtes Lexikon zukünftig
nicht mehr in gedruckter Form
anzubieten.

Vor allem für die Zukunfts-
pessimisten war es ein gefundenes Fressen, dass
diese Ikone deutscher Gelehrsamkeit und Bil-
dungsfleißes fürderhin nicht mehr sinnlich greif-
bar in Buchform zur Verfügung stehen soll, son-
dern nur noch internetgestützt in den virtuellen
Welten des World-Wide-Web. Kein Geruch von
Papier, Staub (und idealerweise Leder) beglei-
tet mehr die Suche nach dem Stichwort „Exko-
riation - Hautabschürfung“ und bei der seiten-
langen Lektüre des Stichworts „Rom ital. Ro-

ma“ hört man nicht mehr das Rascheln umge-
blätterter Seiten, sondern das Surren des PC-
Ventilators. Ein Kulturverlust?

Das wird wohl immer auf die Perspektive an-
kommen. Ich verstehe schon die Generation des
Bürgermeisters, die ihre prägenden Bildungser-
lebnisse in riesigen Bibliothekssälen zwischen
tausenden Bücherrücken empfingen. Glühend
wurden diejenigen Kommilitonen beneidet, die
ihre Semesterarbeiten auf einer elektrischen,
statt einer mechanischen Schreibmaschine tip-
pen konnten.

Meine Generation ist mit dem PC aufgewach-
sen und jeder Fortschritt, jede neue Möglichkeit
des Einsatzes fügt eigentlich nur ein Mosaik-
stückchen zu der Entwicklung hinzu, die den
Computer zum universellen Werkzeug für alles
macht. Was übrigens nicht bedeutet, dass ich
nicht gerne Bücher lese. Sich am Sonntagnach-
mittag in der Sofaecke einrollen, einen schönen
heißen Tee neben sich und ein gutes Buch vor
der Nase - das ist für mich der Inbegriff von
Entspannung. Und einer meiner Lebensträume
kreist um ein Eigenheim, das Platz hat für eine

gemütliche Bibliothek - mit
dunklen Bücherschränken, ei-
nem Kamin und Sesseln, in de-
nen man versinkt.

Das Buch ist ein Kulturgut,
auf das ich nicht verzichten
möchte und ich kenne keinen
Menschen, der es anders sieht.
Aber es ist halt nicht mehr das
einzige Medium, das uns Infor-
mationen bereitstellt. Seit der
Etablierung von Wikipedia ist
das Internet zum Synonym für

die schnelle Abrufbarkeit lexikalischer Informa-
tionen geworden. Seien wir doch ehrlich: Im
Berufsalltag sind wir alle in der Versuchung,
mal kurz bei Wikipedia reinzuschauen, um die
Bedeutung eines Begriffs oder die Funktion ei-
ner Institution zu klären. Und immer haben wir
ein unbestimmtes flaues Gefühl rechts hinten im
Magen, ob die Information hundertprozentig
verlässlich ist. Da bin ich absolut happy, wenn
ich auf die Brockhaus-Seite zugreifen kann und
dann die geprüfte Info habe.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist längst vom
Bibliotheksgeher zum Info-Surfer geworden.
Sein PC ist für ihn Schreibgerät, Nachschlage-
werk, Rechenmaschine, Ablage und Gedächt-
nis. Für ihn steht fest, dass ein gehöriger Teil
der Krokodilstränen, die vergossen werden,
weil die Informationstechnik ihren Siegeszug
fortsetzt, ihren Grund in einer gewissen Scheu
der Anwender vor der Technik haben. Sein Zau-
berwort: Weiterlernen. Ganz im Sinne von Ger-
hard Hauptmann, der schon vor hundert Jahren
den heutigen Kalenderblattspruch formuliert
hat: „Sobald jemand in einer Sache Meister ge-
worden ist, sollte er in einer neuen Sache
Schüler werden.“

Liebe Leserinnen und Leser, für diejenigen,
die ein kommunales Wahlamt bekleiden oder
anstreben, wird es am Sonntag, 2. März, richtig
spannend. Natürlich werde ich nur meinem
Chef die Daumen drücken. Allen anderen Kan-
didaten widme ich das Kalenderblatt mit einem
Spruch des römischen Kaisers Marc Aurel:
„Was Du erhältst, nimm ohne Stolz an; was Du
verlierst, gib ohne Trauer auf.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Vom Bibliotheksgeher
zum Info-Surfer

Zum 60. Geburtstag von Dr. Günther Denzler:

Blick über den Tellerrand
Optimistisch kann der Bezirk Oberfranken zum Beginn des
Jahres der Zukunft entgegen sehen. Und auch der Landkreis
Bamberg kann zum Ende der Wahlperiode 2002/2008 selbst-
bewusst Bilanz ziehen. Beides ist das Verdienst von Bezirks-
tagspräsident und Landrat Dr. Günther Denzler, der am 26.
Februar seinen 60. Geburtstag feierte. Mitstreiter ebenso wie
politische Konkurrenten bescheinigen dem Jubilar profunde
Sachkenntnis, Beharrlichkeit, Weitsicht und Courage - so auch
im Rahmen einer Feierstunde in der Konzert- und Kongress-
halle Bamberg die Präsidenten des Bayerischen Landkreistags
und des Verbandes der Bayerischen Bezirke, Theo Zellner und
Manfred Hölzlein, sowie OB Dr. Ulrich Maly, Ratsvorsitzender
Metropolregion Nürnberg.

Denzler, Jurist und promo-
vierter Politikwissenschaftler,
begann 1975 seine berufliche
Laufbahn als Regierungsrat z.
A. bei der Inneren Verwaltung
in Bayreuth (Regierung von
Oberfranken). 1977 wurde er an
das Landratsamt Bamberg ver-
setzt und leitete dort bis 1980
die Abteilung „Soziales und
Umwelt“. Von 1980 bis 1982
war er als Leiter der Bauabtei-
lung nicht nur für das Bauord-
nungsrecht und die Bauleitpla-
nung verantwortlich, sondern
auch für die Bereiche Natur-
schutz, Denkmal- und Land-
schaftspflege. Ab 1982 leitete
der Jubilar an der Otto-Frie-
drich-Universität Bamberg die
Personalabteilung und war auch
für die Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit zuständig. Ab 1988
gehörte er als Vizekanzler der
Hochschulleitung an und wurde
1989 zum Regierungsdirektor
ernannt.

Entspannte Situation

Als Denzler 2003 zum Be-
zirkstagspräsidenten gewählt
wurde, war die finanzielle Lage
des Bezirks angespannt. Sein
Hauptziel - die Konsolidierung
des Haushalts - ist inzwischen
mehr als erreicht. Durch die
Umwandlung der früheren Kli-
niken und Heime von Eigenbe-
trieben in ein Kommunalunter-
nehmen, konsequente Schul-
dentilgung und geschickte Ver-
handlungen mit dem Freistaat
gelang es, die Kosten wesent-
lich zu mindern und die Umla-
gezahler gleichzeitig zu entla-
sten. Der Hebesatz der Bezirks-

umlage sank von 25,10 im Jahr
2005 auf jetzt 14 Prozent, dem
niedrigsten Wert seit 25 Jahren.

Mehr Spielraum

Unter Denzlers Präsident-
schaft hat der Bezirk damit
Spielraum für die Gestaltung

Seniorenwochen im Landkreis Kitzingen:

Vielfältiges Programm
Hohe Aufmerksamkeit erlangten auch im vergangenen Jahr
wieder die Seniorenwochen im Landkreis Kitzingen. In Zusam-
menarbeit mit u. a. Vereinen, Verbänden und Gemeinden ent-
stand ein umfangreiches, interessantes Programm mit nahezu
100 Veranstaltungen für die älteren Mitbürger des Landkreises.

Nach der offiziellen Eröff-
nung durch die Kitzinger Land-
rätin Tamara Bischof begeister-
te die ehemalige Bundesfamili-
enministerin Prof. Ursula Lehr
die Zuhörer im Landratsamt mit
ihrem Vortrag zum Thema „Äl-
ter werden - aktiv bleiben“.
Lehr zeigte eindrucksvoll das
Bild einer alternden Gesell-
schaft auf und leitete Konse-
quenzen für die Kommunen ab.
Sie forderte Städte und Gemein-
den auf, „das Alter später begin-
nen zu lassen“, um auch über
70-Jährigen die Möglichkeit
einzuräumen, in der Kommu-
nalpolitik mitreden zu können.
Jedem sollte es ermöglicht wer-
den, „gesund alt zu werden“.
Gesundes Altern erreiche man
durch gesunde Ernährung,
sportliche, geistige und soziale
Aktivitäten.

„Älter werden,
aktiv bleiben“

Anhand einiger Politikberei-
che präsentierte Ursula Lehr not-
wendige Konsequenzen wie
Stadtplanung und Verkehrssyste-
me, Gestaltung der Fußgänger-
zonen, barrierefreie Behör-
deneingänge, Generationenver-
trag, Wohnformen, Pflege, Frei-
zeitgestaltung, Besuchs- und
Nachbarschaftsdienste und eh-
renamtliches Engagement im Al-
ter. Durch diese und weitere Ak-
tivitäten werde sich künftig das
Altersbild vom „Risikofaktor Al-

ter“ zum „Gewinn für alle Gene-
rationen“ ändern.

Vortrag von Pater Grün

Ein weiterer Höhepunkt der
Seniorenwochen des Land-
ratsamtes war der Vortrag von
Pater Anselm Grün, Benedikti-
nermönch und Cellerar des
Klosters Münsterschwarzach,
zum Thema „Womit habe ich
das verdient? - Die unverständ-
liche Gerechtigkeit Gottes“.
Grün zufolge geht es letztlich
darum, allzu idealistische und
„liebliche“ Vorstellungen von
Gott zu hinterfragen und nach
dem Gott zu suchen, der hinter
aller scheinbaren Ungerechtig-
keit steht, die Menschen in
ihrem Leben immer wieder er-
leiden.

Sport und Fitness

Eingebunden in das Pro-
gramm der Seniorenwochen
war neben dem alljährlichen Se-
niorennachmittag des Landkrei-
ses für die Mitbürger ab 90 Jah-
re auch das Thema Sport. Das
Institut für Sportwissenschaft,
die Stadt Iphofen und die Fach-
stelle für Seniorenfragen brach-
ten „Bewegung“ in den Veran-
staltungskatalog. Bei „Sport
und Fitness bis ins hohe Alter“
ging es nicht um Theorie, son-
dern um praktische Übungen u.
a. im Hallenbad, wo Wasser-
gymnastik und Aquajogging be-

geistert angenommen wurden.

Musik und Medizin

Unter dem Motto „Musik am
Nachmittag“ veranstalteten jun-
ge, begeisterte Musiker kosten-
lose Konzerte klassischer Mu-
sik für die Generation der zwi-
schen 1920 und 1930 Gebore-
nen. Auch dieses Angebot wur-
de von über 200 älteren Men-
schen begeistert angenommen.
Informative, medizinische Vor-
träge wie z. B. über Osteoporo-
se, Zahngesundheit und Rheu-
ma gehörten ebenso zum um-
fangreichen Programm der Se-
niorenwochen wie die Diskussi-
onsveranstaltung „Wo drückt
der Schuh?“ - Senioren fragen,
die Landrätin und Fachleute
antworten -, in der es um Fragen
der Kranken-, Pflege- und Ren-
tenversicherung, des Behinder-
tenrechts und der Grundsiche-
rung im Alter ging.

7500 Senioren zu Gast

Gut besucht war zudem eine
Theatervorstellung des Hospiz-
Vereins Volkach-Gerolzhofen,
der das Stück „Gevatter Tod“
nach den Brüdern Grimm zur
Aufführung brachte. Mit Brem-
serfesten,Ausflügen und Stamm-
tischen kam auch der gesellige
Teil nicht zu kurz. Für jeden Ge-
schmack war etwas dabei.

Insgesamt wurden die zahlrei-
chen Veranstaltungen von 7500
Senioren aus dem Landkreis Kit-
zingen besucht. Auch in diesem
Jahr werden in den Monaten
September und Oktober wieder
Seniorenwochen stattfinden. DK

Dr. Günther Denzler.

seiner Zukunft gewonnen. Vor
dem Hintergrund des Klima-
wandels fördert Denzler die Er-
zeugung regenerativer Ener-
gien. Für die 1,1 Mio. Einwoh-
ner in Oberfranken baut der Be-
zirk sein kulturelles Angebot
weiter aus - jüngst mit der Bera-
tungsstelle für Theater und Lite-
ratur - und wird im sozialen Be-
reich mehr ambulante Betreu-
ung ermöglichen. Als Chef von
rund 280 Mitarbeitern in seiner
Behörde in Bayreuth hat der
zweifache Familienvater zügig
die leistungsbezogene Vergü-

Umweltminister Otmar Bernhard:

Bayerische Bezirke
verstärken Klimaallianz

Mit den sieben bayerischen Bezirken gewinnt die Staatsregie-
rung weitere starke Partner für die Klimaallianz. Das erklärte
der bayerische Umweltminister Otmar Bernhard bei der Un-
terzeichnung des Klimaschutzbündnisses gemeinsam mit dem
Präsidenten des Verbandes der bayerischen Bezirke Manfred
Hölzlein in München.

Bernhard: „Beim Klimaschutz
sind alle gefragt: Über die
bayerische Klimaallianz errei-
chen wir Verbände und gesell-
schaftliche Gruppen und gewin-
nen sie für den freiwilligen Kli-
maschutz. Der Verband der
bayerischen Bezirke ist nach
dem Landkreistag die zweite
wichtige Säule aus der kommu-
nalen Familie in der Allianz.
Auch der Gemeindetag als drit-
ter kommunaler Spitzenverband
hat schon einen Präsidiumsbe-
schluss zum Beitritt gefasst.“

Klimaschutz beginnt für Bern-
hard zuallererst auf der lokalen
und regionalen Ebene und muss
vor Ort als politische Aufgabe
angenommen werden. Die Be-
zirke betreiben Liegenschaften
wie Krankenhäuser und Bil-
dungseinrichtungen und können
so in Sachen Energieeffizienz
durch Absenkung des Ver-
brauchs ein Beispiel geben. Das
fördert der Freistaat wiederum
mit dem CO2-Minderungspro-
gramm für kommunale Liegen-
schaften. Als Träger von Kultur-
und Bildungsarbeit erreichen die
Bezirke außerdem viele Men-

schen und tragen als Multiplika-
toren die Idee der nachhaltigen
Entwicklung und des Klima-
schutzes erfolgreich weiter.

mer anschließen. Topschwer-
punkt der Klimaallianz ist Ener-
giesparen und - wegen des hohen
Einsparpotenzials - die energeti-
sche Gebäudesanierung. Bayern
investiert in den nächsten vier
Jahren mehr in den Klimaschutz
als jedes andere deutsche Land -
insgesamt 750 Millionen Euro.
Davon werden rund 150 Millio-
nen Euro zur energetischen Sa-
nierung der staatlichen Gebäude
eingesetzt. Bis 2010 sollen die
bayerischen CO2-Emissionen
auf 80 Millionen Tonnen pro
Jahr begrenzt werden - 12 Mil-
lionen Tonnen weniger als
1998.

Dr. Otmar Bernhard.

Mitglieder in der Klimaallianz
sind seit Oktober 2004 der Bund
Naturschutz, seit Januar 2007 die
christlichen Kirchen und seit
Mai 2007 der Landkreistag. In
Kürze werden sich die Bayeri-
sche Architektenkammer, der
Bund Deutscher Architekten und
die Bayerische Ingenieurkam-
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• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (089) 749 949 74

Inserierenbringt Erfolg!
www.bayerische-gemeindezeitung.deAbzeichen
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Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Vorschau auf GZ 5
In unserer Ausgabe Nr. 5, die am 13. März erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunalfahrzeuge . Städtereinigung
Kommunale Museen
Handwerk

Von links: Meinrad Gackowski (Beauftragter für Familie, De-
mografie und Integration im Landratsamt Günzburg), Be-
zirksrätin Dr. Ruth Niemetz, Stadt- und Kreisrätin Christa
Wenninger (Kreisvorsitzende der Frauen Union), Dr. phil. Ma-
rion Schnarrenberger, Landrat Hubert Hafner. Bild: hj

Landkreis Günzburg:

Familie hat Vorfahrt
„Worüber diskutieren wir eigentlich, wenn es um die Familie
geht?“ Mit dieser einleitenden Frage überraschte die Referen-
tin Dr. phil. Marion Schnarrenberger. Eingeladen hatte die
Kreis-Frauenunion mit ihrer Vorsitzenden Christa Wenninger
mit dem Lokalen Bündnis für Familie. Die Organisation lag
bei Meinrad Gackowski vom Landratsamt und Hans Joas von
der Hanns-Seidel-Stiftung. Erfreulicherweise fanden Landrat
Hubert Hafner, die Bürgermeister Hans Klement (Ichenhau-
sen) und Robert Strobel (Bibertal), die zuständige Fachbe-
reichsleiterin aus dem Jugendamt, Barbara Hellenthal, sowie
Bezirksrätin Dr. Ruth Niemetz Interesse am Informationsan-
gebot. Die klare Gliederung der Ausführungen der Referentin
führte zu einer regen Diskussion.

Warum diskutiert Deutsch-
land plötzlich wieder über die
Familie? Alarmierend sei der
seit 30 Jahren anhaltende Rück-
gang der Geburtenzahlen. Der
„Generationenvertrag“ kommt
bedenklich ins Wanken. Die Zu-
kunft mit sinkender Zahl von
Erwerbstätigen im aktiven Al-
ter, steigender Zahl an Renten-
empfängern mit drohender Min-
destrente, sinkenden Leistungen
aus Kranken- und Pflegeversi-
cherungen, dafür steigenden

Beiträgen für Schul und Univer-
sitätsbesuch habe bereits jetzt
begonnen. Dies sei wahrlich
wenig verlockend für junge
Paare um in der Heimat zu blei-
ben, wenn das Ausland locke.
Ein gesundes Gemeindeleben
sei am Verblühen.

Finanzielle Unterstützung

Was ist gegen diese Entwick-
lung bisher unternommen wor-
den und mit welchem Erfolg?

Der Staat, ob Bund oder Land,
habe vielfältige Formen an Fi-
nanzmitteln an Eltern bezahlt,
sei es Bundes- oder Landeser-
ziehungsgeld, sei es Elterngeld
oder das seit 1964 bestehen-
de staatliche Kindergeld. Alle
Maßnahmen konnten den Trend
beim Rückgang der Geburten-
zahlen nicht umkehren.

Kommunale Maßnahmen

Auf kommunaler Ebene
könnten vielfältige und phanta-
sievolle Maßnahmen entwickelt
und angeboten werden. Aller-
dings seien den Kommunen in
der Regel durch die bestehen-
den Pflichtaufgaben die Hände
finanziell stark gebunden. Die
wenigen Maßnahmen, die in der
Vergangenheit bereits kommu-
nal durchgeführt wurden, wie
Angebot von Sport, Bildung,
Radwegen und ÖPNV seien
ebenso wirkungslos für eine
Trendumkehr bei den Nach-
wuchszahlen gewesen.

Zahlen und Fakten

Ein Blick auf die Realität
in Deutschland war sehr auf-
schlussreich. Was soll über-
haupt gefördert werden, um ei-
ne Trendumkehr zu erreichen?
Das Statistische Bundesamt lie-
fert die Zahlen: In Deutschland
leben 42,8 Millionen Bürger
in einer Paar-Beziehung, davon
88 % mit einem Trauschein. Von
diesen hätten 43 % Kinder im
Alter bis zu 18 Jahren. Nur 4 %
der Paar-Beziehungen mit Kin-
dern hätten keinen Trauschein,
der Anteil an Alleinerziehenden
liege bei 15 %. Familien seien
eher in kleineren Kommunen zu
Hause, die Großstädte hätten ei-
nen Anteil an Singlehaushalten
bis zu 60 %. Der Anteil an Ehen
mit einem bzw. zwei ausländi-
schen Partnern sei nur jeweils
6 %. Der Schluss der Referentin:
Die deutsche Familie lebe mit
zwei Generationen v.a. in eheli-
cher Gemeinschaft in kleineren
Kommunen. Dem widerspreche
leider die gängige Darstellung in
den Medien, wo der Fokus mei-
stens auf die Patchwork-Familie
gelegt werde. Damit liege der
Schwerpunkt zur Trendumkehr
bei der Kinderzahl im Bereich
der kommunalen Ebenen.

Was aber drückt die jungen
Paare, wenn sie den Kinder-

wunsch verneinen? Häufig ver-
schwiegene Ursache sei die mit
dem Alter ab 30 steigende Un-
fruchtbarkeit beider Partner.
Einfachste Lösung wäre hier,
den Kinderwunsch früher zu
verwirklichen und nicht bis zum
Ende des vierten Lebensjahr-
zehnts zu warten. Neben per-
sönlichen Ursachen dafür seien
hier genannt die von der Wirt-
schaft oft geforderte Mobilität,
die dann in Wochenendehen
gipfelt, die geringe Akzeptanz
des Berufs Mutter, die teilweise
immer noch unflexible Arbeits-
zeitgestaltung zur Fortsetzung
des erworbenen Berufs, und
nicht zuletzt Unentschlossen-
heit der Paare.

Vorbildliches Günzburg

Was also könnten Kommunen
im Rahmen der Finanzierbar-
keit tun? Was erwarten Paare
heute von einer Kommune, da-
mit Kinder ein attraktives Le-
bensziel würden? Hier ist ein
wesentlicher Punkt die Hilfe zu
Selbsthilfe vor Ort, die dann
ganz unterschiedlich ausfallen
könne. Eine Kommune könne
beispielsweise Drei-Generatio-
nen-Häuser fördern, eine fami-
lienfreundliche Abgabenerhe-
bung ansteuern, Firmen vor Ort
in der Arbeitszeitgestaltung be-
raten, private Elternaufsicht und
mobile Pflegedienste unterstüt-
zen. Hier konnte dem Landkreis
Günzburg die Erledigung vieler
Hausaufgaben bereits beschei-
nigt werden. hj

Brigitte Hegendörfer mit CSU-Kreisvorsitzendem MdL
Hans Herold. Text und Bild: pm

KPV Mittelfranken:

Hegendörfer ist
neue Bezirksvorsitzende

Neustadt a.d. Aisch. Brigitte Hegendörfer heißt die neue mit-
telfränkische Bezirksvorsitzende der Kommunalpolitischen
Vereinigung der CSU (KPV). In ihrer Antrittsrede stellte die
Gemeinderätin aus Markt Erlbach und stellvertretende CSU-
Kreisvorsitzende im Landkreis Neustadt a.d. Aisch - Bad
Windsheim die Bedeutung der Kommunen für Staat und Ge-
sellschaft heraus und betonte: „Die CSU ist ein starker und
verlässlicher Partner an der Seite der Kommunen“.

Die Kommunalpolitik, so He-
gendörfer, sei kein isolierter Po-
litikbereich, sondern eingebettet
in eine themenübergreifende
Europa-, Bundes- und Landes-
politik. Als Stellvertreter stehen
ihr Gerhard Lunz aus Büchen-
bach, Albrecht Börner aus Er-
langen und Werner Kundörfer
aus Feucht zur Seite. 1.263 Mit-
glieder zählt die Arbeitsgemein-
schaft der CSU und repräsen-
tiert weit mehr als 1.000 Kom-
munalpolitiker aller Ebenen.

Der gastgebende CSU-Kreis-
vorsitzende und Landtagsabge-
ordnete Hans Herold plädierte in
einer Grundsatzrede für den weit-
gehenden Erhalt der Grundschul-
standorte, gegebenenfalls auch
mit kombinierten Klassen: „Der
ländliche Raum ist darauf ebenso
angewiesen, wie auf eine ausrei-
chende Breitbandversorgung „bis
ins kleinste Dorf“ und neue Mit-
tel für den Staatsstraßenbau.
Herold dankte in diesem Zusam-
menhang der Bayerischen Staats-
regierung und besonders Innen-
minister Joachim Herrmann für
die deutliche Mittelaufstockung

auf erstmals mehr als sechs Mil-
liarden Euro reiner Landeslei-
stungen. „Das gibt den Städten,
Gemeinden und Landkreisen
wieder mehr Spielraum für
Ideen zur Zukunftssicherung“.

„Politik aus einem Guss“

Für „Politik aus einem Guss“
wollen auch die gewählten weite-
ren Mitglieder der Bezirksvor-
standschaft und Delegierten in die
Landesversammlung sorgen. Be-
sonderen Einfluss auf die Politik
habe der „Hauptausschuss“ der
KPV, in den neben Christa Begert
aus Velden und Peter Müller aus
Wilhelmsdorf auch der Erlanger
Oberbürgermeister Dr. Siegfried
Balleis gewählt wurde. Letzterer
forderte sehr engagiert, die Sor-
gen und Nöte der Hausärzte um
deren Existenz sehr ernst zu neh-
men. Diese hätten in der CSU ei-
nen starken und kompetenten
Partner bei der Durchsetzung ih-
rer berechtigten Anliegen: „Wir
alle sind auf die flächendeckende
gute Versorgung mit Hausärzten
dringend angewiesen“.

8. Forchheimer
Ausbildungsmesse
Auch im Schuljahr 2007/

2008 wird die Forchheimer
Ausbildungsmesse für den
Landkreis wieder vom Ar-
beitskreis Schule-Wirtschaft
in Zusammenarbeit mit
dem Beruflichen Schul-
zentrum Forchheim und
dem Landkreis Forchheim
veranstaltet. Die Messe findet
am Samstag, 8. März, von
10 bis 15 Uhr im Beruflichen
Schulzentrum Forchheim,
Fritz-Hoffmann-Straße 3,
statt. Der Schwerpunkt liegt
dabei in der Kontaktauf-
nahme und Information
zwischen Ausstellern und
Ausbildungswilligen.


